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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Große Anfrage der Abgeordneten Frau Kelly und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/2266 

Verhütung und Behandlung von Krebserkrankungen im Erwachsenenalter 

Der Staatssekretär im Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit hat mit Schreiben vom 24. Juli 1985 namens der 
Bundesregierung die Große Anfrage wie folgt beantwortet: 

Präambel 

Die Bundesregierung hat schon vor Jahren angesichts 
der bedrückenden Situation bei den Krebskrankheiten 
die Große Krebskonferenz einberufen und zusammen 
mit allen engagierten Kreisen aus Wissenschaft, Kran-
kenversorgung, Gesundheitspolitik und Sozialpolitik 
das „Gesamtprogramm zur Krebsbekämpfung" 
erstellt. In dreizehn Arbeitsgruppen werden hier 
nahezu alle Bereiche der Krebsproblematik aufgegrif-
fen. Dieses Programm wird im internationalen Rahmen 
als mustergültig und beispielhaft angesehen. Zu den 
bisher erreichten Zielen gehören u. a. 

— die Erarbeitung von Grundlagen, die für eine bes-
sere Erforschung der ursächlichen Zusammen-
hänge für die Krebsentstehung nötig sind; dies 
betrifft hauptsächlich die Krebsregistrierung, aber 
auch die Auswertung bereits vorhandener Daten, 

— die gezielte Bearbeitung umweltrelevanter Krebs-
risiken, z. B. durch Luftverschmutzung, 

— die Konzeption und Erstellung geeigneter Medien 
bzw. Programme zum Einsatz insbesondere im 
Bereich der Prävention und der Krebsnachsorge, 

— die Überprüfung des Krebsfrüherkennungspro-
gramms unter Einbeziehung von Möglichkeiten 
einer Weiterentwicklung, 

— die Verbesserung der Versorgung von erwachsenen 
Krebspatienten, aber auch krebskranken Kindern, 
durch Förderung von Tumorzentren, onkologischen 
Schwerpunkten und pädiatrisch-onkologischen Ab-
teilungen, 

— der Ausbau der medizinischen, aber auch der 
psychosozialen Nachsorge von Krebspatienten, 

— die Förderung der Krebsforschung in allen wich-
tigen Bereichen unter besonderer Berücksichtigung 
auch der unkonventionellen Methoden der Krebs

-

bekämpfung, 
— die Einleitung einer Koordinierung der Krebsfor-

schung in der Bundesrepublik Deutschland durch 
geeignete Instrumente. 

Die Verfasser der Großen Anfrage erwecken den Ein-
druck, der Schadstoffgehalt der Umwelt sei zu den 
führenden Krebsverursachern zu rechnen. Dies trifft 
trotz einer Reihe nachgewiesener oder vermuteter 
Zusammenhänge nach dem heutigen Kenntnisstand 
nicht zu. Es trifft auch nicht zu, daß Umweltbelastun-
gen ständig zunähmen. Durch die Gesundheits- und 
Umweltpolitik der Bundesregierung ist vielmehr ein 
genereller Rückgang der Schadstoffe zu verzeichnen, 
der sich fortsetzen wird. 

Die Fragen zur Krebsbehandlung unterstellen, es 
könnte nennenswerter Fortschritt nur mehr von natur-
heilkundlicher oder „unkonventioneller" Seite erwar-
tet werden. Dabei wird außer acht gelassen, daß bis-
herige Erfolge – z. B. bei Krebserkrankungen von Kin-
dern ausschließlich auf „konventionellen" Wegen 
erreicht wurden. Die Aufmerksamkeit der Bundes-
regierung gilt daher beiden Bereichen. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß durch das 
Gesamtprogramm zur Krebsbekämpfung wich tige 
Fortschritte im Bereich Verhütung von Krebserkran- 
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kungen, Versorgung von Krebspatienten und Krebs-
forschung erreicht werden. 

I.  Krebsverhütung 

1. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung 
über das Krebsrisiko durch kleine Strahlendosen, 
z. B. bei beruflich strahlenexponierten Personen, 
vor? Gibt es Untersuchungen über das Strahlen-
risiko, welches von Datensicht-, Mikrowellen-
und Fernsehgeräten ausgeht, und wie sind die 
Ergebnisse und die Kontrollmöglichkeiten? 

Beruflich strahlenexponierte Personen werden durch 
regelmäßige individue lle Personendosismessungen 
überwacht. Um quantitative Abschätzungen des Strah-
lenrisikos für niedrige Strahlenexpositionen vorneh-
men zu können, bei denen direkte Beobachtungen 
nicht mehr möglich sind, wird für das Risiko bösartiger 
Neubildungen eine lineare Dosis-Wirkungsbeziehung 
ohne Schwellendosis angenommen. Man unterstellt 
also — ohne dies statistisch gesichert beweisen zu kön-
nen —, daß auch nach kleinen Strahlendosen mit einer 
gewissen Wahrscheinlichkeit, die mit sinkender Strah-
lendosis abnimmt, derartige Wirkungen auftreten 
können. 

Für das Mortalitätsrisiko durch strahleninduzierte 
Neubildungen infolge kleiner Strahlendosen sind 
internationale Expertenkommissionen unter Berück-
sichtigung aller zur Verfügung stehenden Informatio-
nen zu der Schlußfolgerung gelangt, daß unter 
Annahme einer linearen Dosis-Wirkungsbeziehung 
ohne Schwellenwert weniger als 1 v. H. der spontan 
auftretenden (d. h. nicht durch Strahlen verursachten) 
Tumore durch Strahlung induziert sein können. 

Zur Abschätzung des beruflich bedingten Strahlenrisi-
kos mit tödlichem Ausgang sind die Angaben der 
Berufsgenossenschaften heranzuziehen. 

Hinsichtlich eines Krebsrisikos, das von Datensicht-, 
Mikrowellen- und Fernsehgeräten ausgehen könnte, 
ist folgendes festzustellen: 

Eine Untersuchung der Physikalisch-Technischen 
Bundesanstalt für den Zeitraum von 1973 bis Mitte des 
Jahrs 1984 hat ergeben, daß bei Fernseh- und Daten-
sichtgeräten aufgrund ihrer technischen Beschaffen-
heit mit keiner oder höchstens einer gegenüber der 
natürlichen Strahlenexposition vernachlässigbaren 
Strahlenexposition zu rechnen ist. 

Über das Krebsrisiko von Mikrowellengeräten, deren 
Zahl im Vergleich zu den Fernseh- und Datensichtge-
räten gering ist, liegen der Bundesregierung keine 
Erkenntnisse vor. Mikrowellengeräte können, soweit 
sie nicht bei der Luftfahrt eingesetzt werden, militäri-
schen Zwecken dienen oder im großtechnischen Maß-
stab verwendet werden, hinsichtlich der Immission von 
Röntgenstrahlen vernachlässigt werden. 

Datensicht-, Mikrowellen- und Fernsehgeräte gehören 
zu den sogenannten Störstrahlern. Dies sind Geräte, 
bei denen Röntgenstrahlen erzeugt werden, ohne daß 
die Geräte zu diesem Zweck bet rieben werden. Sie 

fallen unter die Bestimmungen der Röntgenverord-
nung und unterliegen damit der behördlichen Aufsicht 
nach § 19 des Atomgesetzes. In Abhängigkeit vom 
Strahlenpotential kann darüber hinaus nach der Rönt-
genverordnung eine Bauartzulassung oder eine 
Genehmigung des Störstrahlers erforderlich sein. 

Im übrigen wird hinsichtlich des Krebsrisikos Meiner 
Strahlendosen und der Bedeutung von Datensicht- und 
Fernsehgeräten auf die Antwort der Bundesregierung 
zur Kleinen Anfrage der Fraktion DIE GRÜNEN 
Erwerbstätigkeit an Bildschirmgeräten (Drucksache 
10/2880, Fragen 8, 10, 12 a und 12 d) verwiesen. 

2. Über die schon durch die Römer vielbeachteten 
Erdstrahlen liegen mehrere fundierte Veröffent-
lichungen von Naturwissenschaftlern und Physi-
kern  vor. Ein Zusammentreffen zwischen be-
stimmten lokalen elektromagnetischen Strahlen-
konstellationen und der Entstehung bestimmter 
Erkrankungen bei Menschen, welche auf derarti-
gen Belastungszonen leben, ist auch für Krebs-
erkrankungen mehrfach aufgezeigt worden. Das 
Energieministerium der USA trägt ' dem Rech-
nung, indem es für diesen Forschungszweig in 
jüngster Zeit verstärkt Fördermittel beantragt hat 
(San Francisco Chronicle 21. April 1984). 

Welche Maßnahmen sind von der Bundesregie-
rung bisher eingeleitet worden, um diese Phäno-
mene erforschen zu lassen, und welche Ergebnis-
se liegen hierzu vor? 

Der Nachweis von sog. Erdstrahlen, die nicht gleichzu-
setzen sind mit der bekannten terrestrischen Strah-
lung, ist mit nach dem Stand von Wissenschaft und 
Technik anerkannten naturwissenschaftlichen Metho-
den bisher nicht gelungen. Auch eine ,standortabhän-
gige Häufung des Auftretens von Krebserkrankungen 
durch das Leben, Wohnen oder Arbeiten über soge-
nannten geopathischen Reizgebieten, -zonen oder 
-streifen konnte statistisch nicht gesichert werden. 
Obwohl immer Wieder gewissenhafte Untersuchungen 
und statistische Auswertungen vorgenommen worden 
sind, muß festgestellt werden, daß derzeit weder das 
Vorhandensein noch die krankmachende oder gar 
krebsfördernde Wirkung sog. Erdstrahlen oder geo-
pathogener Reizzonen als bewiesen gelten kann. 

Bei der Bedeutung, die dem Phänomen Erdstrahlen 
jedoch von weiten Bevölkerungskreisen zugemessen 
wird, sieht sich die Bundesregierung veranlaßt, dieses 
Thema einer Klärung näherzubringen. Im Rahmen des 
„Gesamtprogramms zur Krebsbekämpfung" sind des-
halb seit 1981 in der Arbeitsgruppe „Unkonventionelle 
Methoden der Krebsbekämpfung" Expertengespräche 
zum Thema „Krebsentstehung durch geopathische 
Reizzonen (Erdstrahlen)" geführt worden. Daran 
waren Befürworter und Gegner der Erdstrahlentheorie 
gleichermaßen beteiligt, um Studienansätze zu finden, 
die zugleich den Ansprüchen beider Parteien gerecht 
werden. Bisher liegt ein konkreter Antrag nur zum 
Thema Messung von unterirdischen Wasserläufen 
durch Rutengänger vor. Die Bemühungen um eine 
epidemiologisch ausgerichtete Studie sind bislang 
noch nicht erfolgreich gewesen. 
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3. Von verschiedenen Bundesministerien sind in 
den vergangenen Jahren Forschungsprojekte ge-
fördert worden, die u. a. die Kanzerogenität von 
polyzyklischen Kohlenwasserstoffen, gewissen 
mineralischen Fasern sowie einer Reihe von Ami-
nen und Nitroseverbindungen nachgewiesen ha-
ben (siehe Drucksachen 7/4711 und 7/4815). Ein 
großer Teil dieser Substanzen ist in unterschied-
licher Konzentration in unseren Nahrungs- und 
Genußmitteln enthalten. Es ist bekannt, daß 
selbst kleinste Mengen karzinogener Stoffe nicht 
ungefährlich sind, was durch den Kumulations-
effekt noch verstärkt wird. 

Welche Maßnahmen sind von der Bundesregie-
rung ergriffen worden oder vorgesehen, um die 
Aufnahme dieser Verbindungen durch den Men-
schen zu reduzieren, und inwiefern haben diese 
Maßnahmen zu einem Rückgang dieser Substan-
zen in der Nahrung geführt? 

Mit modernsten Nachweismethoden konnten nur in 
einigen wenigen Lebensmittelproduktgruppen ge-
ringste Mengen an polycyclischen aromatischen Koh-
lenwasserstoffen, Asbestfasern und Nitrosaminen 
nachgewiesen werden. 

In der Fleisch-Verordnung ist deshalb bereits 1973 auf 
Vorschlag einer speziell mit Fragen der Anwendung 
von frischem Rauch bei Lebensmitteln befaßten Sach-
verständigengruppe der Deutschen Forschungsge-
meinschaft ein Höchstwert für Benz(a)pyren als Leit-
substanz für polycyclische aromatische Kohlenwasser-
stoffe in geräucherten Fleischerzeugnissen festgelegt 
worden. 

Um einer eventuellen Nitrosaminbildung entgegenzu-
wirken, wurden 1980 mit der Verordnung über die 
Zulassung von Nitrit und Nitrat in Lebensmitteln die 
zulässigen Zusätze von Nitritpökelsalz und Kalium-
nitrat bei der Herstellung von Fleischerzeugnissen dra-
stisch eingeschränkt. Ebenso konnte durch neue tech-
nische Lösungen bei der Malztrocknung die Nitro-
saminbildung im Malz entscheidend reduziert werden. 

Auf Grund der Vorschriften der Zusatzstoff-Verkehrs-
verordnung vom 10. Juli 1984 dürfen Farb- und Kon-
servierungsstoffe, die wegen ihres Herstellungsverfah-
rens und der Ausgangsstoffe polycyclische Kohlenwas-
serstoffe enthalten können, nicht hergestellt und in den 
Verkehr gebracht werden. 

Bei oraler Aufnahme von Asbestfasern in der Nahrung 
sind keine gesundheitlichen Schäden bekannt gewor-
den. Damit dennoch so wenig wie möglich Asbest-
fasern aus Trinkwasserrohren in das Trinkwasser über-
gehen, wird die Bundesregierung bei der anstehenden 
Novellierung der Trinkwasser-Verordnung Vorschrif-
ten über den zulässigen ph-Wert von Trinkwasser 
erlassen. Damit wird die Abgabe von Korrosionspro-
dukten u. a. aus asbestzementhaltigen Werkstoffen an 
Trinkwasser soweit wie möglich vermindert. 

Bei der Filtration von Getränken vermindern die heute 
üblichen Asbestmehrschichtfilter im übrigen die 
Gehalte an Asbest im Filtrat (vgl. Antwort der Bundes-
regierung auf die Frage des Abgeordneten Sielaff in 
der Fragestunde des Deutschen Bundestages am 11. 
Februar 1982). 

4. Die Behandlung von Masttieren mit Sexualhor-
monen ist ein offenes Geheimnis. Das hierfür vor-
nehmlich angewandte Mittel war das Diäthylstil-
böstrol (DES), das bis Anfang der siebziger Jahre 
als Anti-Baby-Pille Verwendung fand, dann aber 
wegen seiner Gebärmutterkrebs erzeugenden 
Wirkung von diesem Markt zurückgezogen 
wurde. Inzwischen wurde beobachtet, daß Kinder 
von Frauen, die DES genommen hatten, schon im 
Kindes- und Jugendalter Krebs an Scheide und 
Hoden sowie Mißbildungen an den Genitalien 
entwickelten. Nachdem in deutscher Babynah-
rung DES-Rückstände bis zu einem Wirkstoffge-
halt entsprechend sieben „Pillen" pro 100 g Gläs-
chen nachgewiesen worden waren, wurde 1981 
DES in der Tiermedizin verboten. Die nachgewie-
senen Konzentrationen im Kalbfleisch hatten 
noch deutlich höher gelegen. Seither werden die 
dem DES chemisch sehr ähnlichen Drogen Dien-
östrol und Hexöstrol illegal vertrieben und in der 
Tiermast angewendet. Im November 1982 wies 
die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) in 
einem Schreiben an die zuständigen Ministe rien 
darauf hin, daß die bestehenden Regelungen 
wertlos seien, da sie nicht ernst genommen wür-
den. Damit werde die „i llegale Handhabung zur 
Norm gemacht" . Da die Anwendung von Hormo-
nen in der Tiermast zur Norm geworden zu sein 
scheint, zwingen der Konkurrenzkampf und die 
niedrigen Erzeugerpreise die Züchter quasi zu 
diesen Maßnahmen, zumal durch die Rufwendig-
keit von Routineuntersuchungen des Schlacht-
viehs das Risiko, entdeckt zu werden, nicht allzu

-

hoch ist. 

Wie ist die Meinung der Bundesregierung zu 
einer Kontrolle von Herstellungen bzw. Impo rt 

 von illegal verabreichten Tierarzneimitteln, ggf. 
auch unter Zuhilfenahme der Drogenfahndung? 

Die Verwendung des synthetischen Sexualhormons 
Diäthylstilböstrol (DES) sowie der dem DES sehr ähn-
lichen Stoffe Dienöstrol und Hexöstrol zur Wachstums-
förderung bei Masttieren ist in der Bundesrepublik 
Deutschland schon seit 1958 gesetzlich verboten. Um 
einer mißbräuchlichen Anwendung von für die Thera-
pie zugelassenen Arzneimitteln entgegenzuwirken, 
wurde die Verwendung der genannten Stoffe zur Her-
stellung von Arzneimitteln jeder A rt  zur Anwendung 
bei Tieren verboten. Damit wurden diese Stoffe als 
Tierarzneimittel vom Markt genommen. 

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) hatte in 
ihrer Stellungnahme aus dem Jahre 1982 gefordert, 
daß „Tierarzneimittel und Futtermittelzusatzstoffe nur 
zugelassen werden dürfen, wenn praktikable Verfah

-

ren zur Bestimmung von Rückständen vorhanden sind. 
Anderenfalls sind bestehende Regelungen wertlos und 
können die illegale Handhabung zur Norm machen"  
Mit dem Ersten Gesetz zur Änderung des Arzneimittel-
gesetzes vom 24. Februar 1983 (BGBl. I S. 169) ist 
dieser Forderung Rechnung getragen worden. Nach 
§ 23 Abs. 1 Nr. 2 muß in Zukunft der Hersteller von 
Tierarzneimitteln ein routinemäßig durchführbares 
Verfahren vorlegen, mit dem Rückstände nach Art und 
Menge gesundheitlich nicht unbedenklicher Stoffe 
zuverlässig nachgewiesen werden können. Damit soll 
die Kontrolle der Einhaltung der für Tierarzneimittel 
allgemein festgesetzten Wartezeiten und der Rück-
standsunbedenklichkeit der von Tieren gewonnenen 
Lebensmittel verbessert werden. Für Tierarzneimittel, 
die derzeit zugelassen sind, sollen diese Rückstands- 
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nachweisverfahren entsprechend ihrer gesundheit-
lichen Priorität nachgefordert werden. 

Durch die Änderung des Arzneimittelgesetzes sind die 
genannten Stoffe auch als sogenannte Rohstoffe in die 
arzneimittelrechtliche Überwachung einbezogen wor-
den, um jeglichen Mißbrauch auszuschließen; insbe-
sondere Tierhalter dürfen solche Stoffe nicht in ihrem 
Besitz haben. Damit sind diese Stoffe einer Kontrolle 
unterworfen, die von der Herstellung bis zur Verwen-
dung reicht. 

Den zuständigen Überwachungsbehörden sind ausrei-
chende Möglichkeiten zur Überwachung an die Hand 
gegeben worden, die vom Import  bis zur Verwendung 
reichen; sie haben zwischenzeitlich ihre Anstrengun-
gen erheblich intensiviert, so daß nach Einführung 
einer amtlichen Prüfmethode in die Fleischbeschau 
1979 (damals waren in ca. 30 bis 40 v. H. der untersuch-
ten Kalbfleischproben Rückstände von DES festgestellt 
worden) im Jahr 1982 DES nur noch in vier Fällen 
gefunden wurde. Seitdem ist dieser Stoff in keinem 
Fall mehr nachgewiesen worden. 

5. An keiner anderen Krebsart sterben in der Bun-
desrepublik Deutschland so viele Menschen wie 
an den Tumoren der Luftröhre, der Bronchien und 
der Lunge. In den letzten 30 Jahren hat sich die 
Sterberate aufgrund dieser Tumore etwa verdrei-
facht und die Tendenz ist weiterhin steigend. Ein 
Zusammenhang des Lungenkrebses mit dem Ni-
kotinmißbrauch. ist nachgewiesen. Namhafte 
Krebsforscher in der Bundesrepublik Deutschland 
und Amerika sind der Auffassung, daß sich unse-
re Gesamtkrebsrate innerhalb weniger Jahre um 
einen sehr ansehnlichen Prozentsatz verringern 
ließe, wenn nicht weiterhin geraucht würde. 

Hält die Bundesregierung die bisher ergriffenen 
Maßnahmen gegen den Nikotinmißbrauch (bei 
dennoch steigendem Verbrauch) für ausreichend, 
und falls nicht, auf welche Weise beabsichtigt 
man, diese Risiken zu verringern? 

In der Tat sterben an keiner anderen Krebsart in der 
Bundesrepublik Deutschland so viele Menschen wie 
an Tumoren der Luftwege. Wenngleich die weiteren 
Aussagen zu dieser Frage zu modifizieren bzw. korri-
gieren sind, insbesondere hinsichtlich der Sterberate 
und des Zusammenhangs zwischen Nikotinmißbrauch 
und Lungenkrebs — nach Ansicht der Fachleute ist der 
Kondensatgehalt der Tabakwaren hierfür verantwort-
lich —, ist auch die Bundesregierung der Auffassung, 
daß die Gefahren durch den Tabakkonsum vermindert 
werden müssen. 

Die Bundesregierung hat gegen das Rauchen eine 
Reihe von Maßnahmen zur Aufklärung und Infor-
mation der Bevölkerung über die hiermit verbundenen 
Gefahren durchgeführt. Diese Maßnahmen sind Teil 
der Gesamtkonzeption zur Vorbeugung und Ver-
hütung von Mißbrauchsverhalten. Die meisten Medien 
der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 
klären deshalb nicht isoliert über ein einziges Sucht-
mittel auf — dennoch ist die kleine Broschüre 

„ 15 Sekunden zum Nachdenken" ein Beispiel dieser 
Spezialinformation. Die meisten anderen Medien 
behandeln die Gefahren des Rauchens im Zusammen-
hang mit Alkohol, illegalen Drogen und Medikamen-
ten. Beispiele hierfür sind die Broschüren „Unsere Kin-
der, frei von Drogen?", „Alltag, Szenen einer Clique" 
und „Familienszenen", die seit Jahren in hoher Auf-
lage gezielt abgegeben werden. Darüber hinaus ist die 
Bundesregierung auf diesem Feld aktiv geworden mit 
dem Trainingsprogramm der Bundeszentrale „Nicht-
raucher in 10 Wochen" ; dieser verhaltenstherapeuti-
sche Kurs bietet Kursmaterial für Volkshochschulen 
und Krankenkassen an. 

Durch die Erste Verordnung zur Änderung der Tabak-
verordnung ist vorgeschrieben worden, daß auf allen 
Packungen, in denen Tabakerzeugnisse zur Abgabe 
an die Verbraucher in den Verkehr gebracht werden, 
ein Warnhinweis mit dem Wortlaut „Der Bundesge-
sundheitsminister: Rauchen gefährdet Ihre Gesund-
heit" anzubringen ist; bei Zigaretten müssen in Ver-
bindung mit dem Warnhinweis Angaben über den 
Nikotin- und Kondensatgehalt gemacht werden. Auf-
grund einer. auf Inititative des Bundesministeriums für 
Jugend, Familie und Gesundheit zustande gekomme-
nen Vereinbarung der Zigarettenindustrie wird der 
Warnhinweis auch in Werbeanzeigen für Zigaretten 
und auf Werbeplakaten angebracht. Der Warnhinweis 
ist als Appell an den für seine Gesundheit verantwortli-
chen Bürger gedacht. 

Die Gesundheitsschädlichkeit des Rauchens ist in der 
Bevölkerung inzwischen weitgehend bekannt. Die 
Bundesregierung ist der Auffassung, daß mit weiteren 
Aufklärungsmaßnahmen die Eigenverantwortlichkeit 
der Bevölkerung dahin beeinflußt werden muß, daß die 
Menschen ihr Konsumverhalten auch tatsächlich an 
ihrem Wissen über die Schädlichkeit des Rauchens 
ausrichten. 

Weitere Maßnahmen werden derzeit in der Arbeits-
gruppe „Krebsgefährdung durch Rauchen" im Rah-
men des „Gesamtprogramms zur Krebsbekämpfung" 
diskutiert. Diese betreffen neben den o. a. Maßnahmen 
der gesundheitlichen Aufklärung bzw. Verhaltens-
änderung insbesondere solche der Verminderung der 
Schädlichkeit des Produkts selbst sowie Möglichkeiten 
der Abgabebeschränkungen — insbesondere für Kinder 
und Jugendliche — oder fiskalische Interventionen. Die 
Bundesregierung wird um eine Umsetzung der sich 
hieraus ergebenden praktikablen Vorschläge bemüht 
sein. 

6. Beabsichtigt die Bundesregierung auch unter 
Berücksichtigung der Tatsache, daß der durch das 
Tabakrauchen entstehende volkswirtschaftliche 
Schaden bedeutend höher ist als die Einkünfte 
aüs der Tabaksteuer, die Einführung eines gene-
rellen Werbeverbotes für Tabakwaren, und, falls 
nicht, warum nicht? 

Eine genaue, umfassende Berechnung des volkswirt

-

schaftlichen Schadens durch das Tabakrauchen für 
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alle kostenrelevanten Bereiche — insbesondere Sozial-
versicherungen, p rivate Versicherungen, Bet riebe, 
öffentliche Haushalte — ist der Bundesregierung nicht 
bekannt. In ihrer Antwort auf eine Kleine Anfrage 
betreffend Auswirkungen des Zigarettenrauchens 
(Drucksache 7/2070) vom 10. Mai 1974 konnte die 
Bundesregierung — unter Annahme einer Übertragbar-
keit der damals vorliegenden Verlaufsstudien — für den 
Verlust am Bruttosozialprodukt eine Größenordnung 
von 15 bis 20 Mrd. DM jährlich angeben. Auch in der 
Stellungnahme des Ministe riums für Arbeit, Gesund-
heit, Familie und Sozialordnung des Landes Baden

-

Württemberg zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. 
Klunzinger u. a. (CDU) — Drucksache 9/443, ausge-
geben am 22. Januar 1985 — waren keine genaueren 
Angaben möglich. Unter Berücksichtigung der Ein-
kommens- und Preisentwicklung des letzten Jahr-
zehnts kann jedoch angenommen werden, daß der 
volkswirtschaftliche Schaden durch das Tabakrauchen 
die Einnahmen des Staates aus der Tabaksteuer (1984 
rd. 14,4 Mrd. DM) bei weitem übersteigt. 

Das Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetz ent-
hält Vorschriften, die die Werbung für Tabakerzeug-
nisse stark beschränken. Für Zigaretten, zigaretten-
ähnliche Erzeugnisse und Tabakerzeugnisse zum 
Selbstdrehen von Zigaretten ist die Werbung in Rund-
funk und Fernsehen verboten. Außerdem bestehen 
inhaltliche Werbebeschränkungen für alle Tabak-
erzeugnisse. Danach ist z. B. jede Werbung verboten, 
durch die der Eindruck erweckt wird, daß der Genuß 
von Tabakerzeugnissen gesundheitlich unbedenk lich 
oder geeignet ist, die Leistungsfähigkeit günstig zu 
beeinflussen. Auch speziell auf junge Menschen abzie-
lende Werbeaussagen sind unzulässig. Neben den 
gesetzlichen Werbeverboten bestehen Vereinbarun-
gen der Wirtschaft zur Beschränkung der Werbung. 

Ein generelles Verbot der Werbung für Tabakerzeug-
nisse würde nach Auffassung der Bundesregierung auf 
verfassungsrechtliche Bedenken stoßen. Es würde 
einen erheblichen Eingriff in das nach Artikel 12 des 
Grundgesetzes geschützte Grundrecht der Berufsfrei-
heit bewirken und auch das nach Artikel 5 Abs. 1 
Satz 1 geschützte Recht auf freie Meinungsäußerung 
beschränken. Ob diese Beschränkung verhältnismäßig 
wäre, ist insbesondere deshalb fraglich, weil die 
gewünschte Wirkung eines solchen Werbeverbots von 
Fachleuten skeptisch beurteilt wird. Den mit dem Rau-
chen verbundenen gesundheitlichen Gefahren sollte 
auf andere Weise begegnet werden. Auf die Antwort 
zu Frage 5 wird verwiesen. 

 

7. Die Einführung der sog. „leichten" Zigaretten 
führt insbesondere auch dazu, daß immer mehr 
Kinder schon mit sechs bis acht Jahren rauchen 
und somit gewohnheitsmäßige Raucher werden. 

Was unternimmt die Bundesregierung zur Ver-
hinderung dieser Entwicklung? 

Daß infolge der Einführung sog. leichter Zigaretten 
immer mehr Kinder schon mit sechs bis acht Jahren 

rauchen, kann die Bundesregierung nicht bestätigen; 
statistisch relevante empirische Untersuchungen die-
ser Art  sind ihr nicht bekannt. Einschlägige Erhebun-
gen der Institute Infratest Gesundheitsforschung und 
Allensbach sowie der Bundeszentrale für gesundheit-
liche Aufklärung erfassen erst Kinder ab 12 bzw. 
Jugendliche ab 14 und 16 Jahren. 

Die Bundesregierung wird in ihren Bemühungen fo rt
-fahren, das Rauchen von Kindern und Jugendlichen 

mit den ihr zu Gebote stehenden Mitteln, insbesondere 
der gesundheitlichen Aufklärung, zurückzudrängen. 

8. Wie steht die Bundesregierung zu einem Rauch-
verbot am Arbeitsplatz, insbesondere in öffent-
lichen Gebäuden, zu Nichtraucherbereichen in 
Restaurants usw., wie in den USA bereits durch-
geführt? 

Der Nichtraucherschutz am Arbeitsplatz ist Gegen-
stand einer anhaltenden Diskussion auch unter Fach-
wissenschaftlern. Während die Schädlichkeit des 
Aktivrauchens nachgewiesen ist, wird die Gesund-
heitsgefährdung durch Passivrauchen noch unter-
schiedlich beurteilt. Es ist jedoch zu erwarten, daß die 
MAK-Kommission in Bälde eine begründete Stellung-
nahme hierzu abgeben wird. Wenn sich die Gesund-
heitsschädlichkeit des Passivrauchens erweist, bedarf 
es für die Verwirklichung des Nichtraucherschutzes 
am Arbeitsplatz keiner Rechtsänderung, da bereits 
nach geltendem Recht der Arbeitgeber nach § 5 der 
Arbeitsstättenverordnung für ausreichend gesundheit-
lich zuträgliche Atemluft zu sorgen hat. 

Im vom BMJFG herausgegebenen Nichtraucher-
schutzprogramm des Bundes und der Länder nimmt 
der Schutz des Nichtrauchers in öffentlichen bzw. der 
Öffentlichkeit zugänglichen Räumen und Einrichtun-
gen, zu denen auch Restaurants gehören, einen breiten 
Raum ein. Im Sinne dieses Programms bestehen über 
die Regelungen des Gesetz- und Verordnungsgebers 
hinaus für die genannten öffentlichen Räume wie 
Schulen, Krankenhäuser, Bibliotheken und Kantinen 
auf bestimmte Zeiten oder Bereiche beschränkte oder 
vollständige Rauchverbote in Form autonomer bzw. 
verwaltungsinterner Regelungen, die z. T. auf entspre-
chende Empfehlungen in Verwaltungsvorschriften 
zurückgehen. Im Rahmen des erst kürzlich von nach-
geordneten Behörden herausgegebenen Formalde-
hydberichtes wurde u. a. erneut empfohlen, für alle 
öffentlichen Gebäude geeignete Regelungen zu tref-
fen, um Passivrauchen zu verhindern. 

9. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie-
rung, das Recht des Nichtrauchers auf körperliche 
Unversehrtheit gegenüber der individuellen Frei-
heit des Rauchers, seine Gesundheit zu ruinieren, 
zu schützen? 

 

Zur Verbesserung des Nichtraucherschutzes haben die 
Bundesregierung und die Länder ein „Nichtraucher- 
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schutzprogramm des Bundes und der Länder" erarbei-
tet. Rauchverbote existieren, wie dem Nichtraucher-
schutzprogramm entnommen werden kann, in der 
Bundesrepublik Deutschland für viele Bereiche bzw. 
Personengruppen und sind auch in verschiedenen 
Gesetzen und Verordnungen normiert. 

Besondere Bedeutung kommt jedoch auch hier der 
Aufklärungsarbeit zu, die seitens des Bundes, insbe-
sondere von der Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung, betrieben wird. Es ist festzustellen, daß in 
den letzten Jahren nicht nur das Selbstbewußtsein der 
Nichtraucher erheblich zugenommen hat, sondern 
auch die Rücksichtnahme der Raucher gegenüber den 
Nichtrauchern deutlich gewachsen ist. 

Die Bundesregierung nimmt hiervon mit Befriedigung 
Kenntnis und fördert solche Bestrebungen, daß dem 
Nichtraucher zunehmend rauchfreie Zonen geboten 
werden. 

10. Die Drucksache 7/4815 weist eine größere Anzahl 
von täglich verordneten Arzneistoffen als im Tier-
versuch krebserregend aus. Dazu gehören u. a. 
bestimmte Beruhigungs- und Schlafmittel, Mittel 
gegen Akne, erhöhten Blutzucker, bestimmte Au-
genkrankheiten und auch cortisonhaltige Mittel, 
die z. B. in sehr vielen Salben gegen Bagatell-
erkrankungen enthalten sind. So darf nach Mit-
teilung des Arznei-Telegramms 4/84 der in der 
Bundesrepublik Deutschland häufig verordnete 
Arzneistoff Spironolacton in Norwegen nur noch 
in Ausnahmefällen rezeptiert werden, da im Tier-
versuch eine erhebliche krebserregende Wirkung 
auf mehrere Organsysteme beobachtet wurde. 

Welche Beweise hat die Bundesregierung, daß 
diese Mittel nicht kanzerogen sind, und ist die 
Bundesregierung . der Auffassung, daß diese 
Stoffe weiterhin ohne jede Kennzeichnungs- oder 
Hiriweispflicht an ahnungslose Patienten ab-
gegeben werden sollen? 

Von den in der Drucksache 7/4815 auf Grund von 
Tierversuchen an Nagetieren als „kanzerogene Sub-
stanzen" tabellarisch aufgelisteten Stoffen sind 
13 Stoffe als Bestandteile von Fertigarzneimitteln 
bekannt. Hinsichtlich der Rückschlüsse aus Tierver-
suchen auf eine mögliche Gesundheitsgefährdung ist 
folgendes zu bemerken: 

Ergebnisse, die sich bei Tierversuchen auf Arzneimit-
telwirkungen und toxische Wirkungen von Chemika-
lien ergeben, lassen nicht ohne weiteres einen zwin-
genden Schluß auf gleiche Wirkungen bei Menschen 
zu. Vielmehr ist in jedem Einzelfall ihre Bedeutung für 
die Anwendung am Menschen zu bewerten, wenn sie 
zusammen mit allen anderen vorhandenen Erkenntnis-
sen und Daten zu dem Stoff zur Beurteilung seines 
Risikos herangezogen werden. Bei kanzerogenen Risi-
ken sind üblicherweise folgende Erkenntnisse zu be-
rücksichtigen: 

Tierexperimentelle Daten zur Kanzerogenität [Lokali

-

sation, Art, Häufigkeit, Zeitpunkt des Auftretens von 
Tumoren sowie deren Geschlechtsabhängigkeit, 

betroffene Tierart(en)], Daten zum Wirkungsmechanis-
mus (initiierende, genotoxische Wirkung), Daten zu 
Metabolismus und Pharmakokinetik (Resorp tion, Gif-
tung, Entgiftung, gelangen ans Zielgewebe, Art  der 
Bindung am Wirkort), Daten zur Toxizität (Reversibili-
tät, Irreversibilität, Kinetik, Schäden an tumortragen-
den Geweben), Daten zur Mutagenität, Daten zur Epi-
demiologie. Dabei sind spezielle Stoffeigenschaften 
(Fremdstoff, natürliches Vorkommen im Organismus) 
über den gesamten Expositionsbereich sowie der Nut-
zen des Arzneimittels in die Beurteilung einzu-
beziehen. 

Die Datenausgangslage, auf Grund derer eine Ent-
scheidung über kanzerogene Wirkungen für den Men-
schen getroffen werden muß, ist für jeden Stoff ver-
schieden. Wenn kanzerogene Effekte von Arzneimit-
telbestandteilen im Tierversuch mit Nagern zu ver-
zeichnen sind, ist damit nicht ohne weiteres auf solche 
bei der Anwendung beim Menschen zu schließen. In 
dieser Beziehung ist Wertung und Handhabung bei 
konkreten Arzneien das Ergebnis einer sorgfältigen 
Risiko-Nutzen-Abwägung. 

Bei vier der in der o. g. Liste genannten Stoffe (Cyclo-
phosphamid, Dactinomycin, Methotrexat, Tretinoin) 
sind Hinweise auf die Gefahr einer kanzerogenen Wir-
kung unter Berücksichtigung der Nutzen-Risiko-
Abwägung in Packungsbeilagen und/oder Fachinfor-
mationen aufgenommen worden. Es handelt sich um 
Arzneimittel, die gegen Zellwachstum und -vermeh-
rung sowie zur Verhütung einer Metastasierung einge-
setzt werden (Cytostatika) und um ein Mittel gegen 
schwere Akne. Bei den anderen in Arzneimitteln ent-
haltenen Stoffen ließ sich der im Nagetierversuch 
gezeigte Verdacht nicht erhärten. Ein entsprechender 
Hinweis, in der Packungsbeilage war deshalb bisher 
nicht anzuordnen. 

11. Welche Medikamente wurden darüber hinaus in

-

zwischen als krebserzeugend bekannt? 

Im Rahmen des Stufenplans nach § 63 des Arzneimit-
telgesetzes zur Beobachtung, Sammlung und Auswer-
tung von Arzneimittelrisiken wurde die Zulassung von 
Arzneimitteln mit den Stoffen Aminophenazon, Aristo-
lochiasäure, Chloroform, Diethylstilböstrol, 1,2-Dichlo-
rethan, Metapyrilen, Oxetoron, Penfluridol und Ure-
than aufgrund erwiesener kanzerogener Wirkungen 
entweder vom Bundesgesundheitsamt widerrufen, 
oder es wurde vom Hersteller auf die Zulassung ver-
zichtet. 

Für Arzneimittel mit dem Stoff Indoprofen ruht die 
Zulassung, weil ein Verdacht auf kanzerogene Wir-
kung bisher nicht ausgeräumt werden konnte. 

Bei Arzneimitteln mit dem Stoff Phenacetin wird durch 
Warnhinweis in der Packungsbeilage darauf hingewie-
sen, daß Fälle von bösartigen Geschwülsten der Harn-
wege (Nierenbecken, Harnblase) nach jahrelangem 
Phenacetingebrauch beschrieben worden sind. Arznei-
mittel, die diesen Stoff enthalten, dürfen nur in den 
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Verkehr gebracht werden, wenn auf den Behältnissen 
und, soweit verwendet, auf den äußeren Umhüllungen 
und Packungsbeilagen der Warnhinweis angegeben 
ist, daß sie nicht längere Zeit oder in höheren Dosen 
ohne ärztlichen Rat angewendet werden sollen. 

12. Vergleichende Untersuchungen — z. B. zwischen 
Japan und den USA oder zwischen Durchschnitts-
amerikanern`und den bezüglich der Ernährung 
sich von diesen deutlich unterscheidenden ameri-
kanischen Mormonen — haben einen Zusammen-
hang zwischen den Ernährungsgewohnheiten 
einer Popula tion und deren Anfälligkeit für be-
stimmte Krebsarten eindeutig nachgewiesen. 
Laut offiziellen Angaben („Diet, Nutri tion and 
Cancer", 1982 von der Assambly of Life Science 
und dem National Research Council, Washington/ 
USA, herausgegeben) ist unsere ungesunde Er-
nährung zu 35 v. H. an der Entstehung aller 
Krebsarten beteiligt. Hingewiesen sei hier auch 
auf die Zusammenhänge zwischen einer 
ballaststoffarmen Zivilisationskost und dem Auf-
treten von Darmtumoren (nachgewiesen auch 
durch die National Acadamy of Science, USA) 
sowie (und das sei, da es den Krebs nicht direkt 
betrifft, nur am Rande erwähnt) auf die Arbeiten 
von Prof. L. Wendt aus Frankfurt am Main über 
die Zusammenhänge zwischen einer zivilisato-
risch übersteigerten Eiweißzufuhr und dem Auf-
treten von coronaren und anderen Durchblu-
tungsstörungen, die zur Todesursache Nummer 
eins in in unserem Land geworden sind. 

Hält es die Bundesregierung für angebracht, auf-
grund dieser Kenntnisse auf die Ernährungs-
gewohnheiten in unserem Land aufklärend und 
regulierend Einfluß zu nehmen? 

Die genannten epidemiologischen Untersuchungen 
aus den USA haben deutliche Hinweise, jedoch keine 
„eindeutigen Beweise" auf einen Kausalzusammen-
hang zwischen sog. Zivilisationskost und der Ent-
stehung verschiedener Organtumoren gegeben. Die 
Lebensweise der angeführten Religions- und Bevölke-
rungsgruppen unterscheidet sich, abgesehen von der 
Ernährungsweise, durch eine Reihe weiterer Faktoren, 
die ebenfalls die Karzinomhäufigkeit beeinflussen 
können. Dies sind insbesondere die Rauch- und Trink

-

gewohnheiten. 

Die Schlüsse, die trotz vieler offener Fragen derzeit aus 
epidemiologischen, klinischen und experimente llen 
Untersuchungen gezogen werden können, haben das 
zitierte National Research Council, Washington/USA, 
zu vorläufigen Ernährungsempfehlungen veranlaßt, 
die sich mit denen decken, die die Deutsche Gesell-
schaft für Ernährung seit Jahren gibt. Auf die Angaben 
zum Fett-, Alkohol-, Zucker-, Natrium-(Kochsalz-) und 
Ballaststoffverzehr im Ernährungsbericht 1984 (Seiten 
34 bis 35) wird verwiesen. 

Die Bundesregierung mißt der Aufklärung der Bevöl-
kerung über eine richtige Ernährung hohe Bedeutung 
zu. Sie vergibt deshalb Forschungsaufträge, die zum 
Ziele haben, die Techniken der Ernährungsaufklärung 
der Bevölkerung zu verbessern. Weiterhin fördert die 
Bundesregierung die Ernährungs- und Verbraucher

-

beratung der Verbraucherzentralen sowie die Aufklä-
rungsarbeit der Deutschen Gesellschaft für Ernährung. 
Auch die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklä-
rung ist in diesem Bereich aktiv. So hat sie z. B. im 
Auftrag des Bundesministeriums für Jugend, Familie 
und Gesundheit 1985 „Ernährungstips" herausge-
bracht, welche die wich tigsten Fragen einer richtigen 
Ernährung zum Gegenstand haben. 

13. Wird sich die Bundesregierung dafür einsetzen, 
daß die alte, kalorienbçzogene und Einzelheiten 
in den Vordergrund sfellende Ernährungslehre 
durch eine neue, ganzheitliche Betrachtung der 
Lebensmittel und einer vitalstoffreichen Ernäh-
rungsform (wie sie Prof. W. Kollath empfahl) in 
Schule und Lehre ersetzt wird oder daß weiter 
Forschung auf diesem Gebiete bet rieben wird? 

Die Bundesregierung stützt sich bei der Förderung der 
Ernährungsaufklärung auf wissenschaftliche Erkennt-
nisse. Soweit im Einzelfall unterschiedliche Auffassun-
gen vertreten werden, hält sie sich an Forschungser-
gebnisse, die nach dem jewei ligen Erkenntnisstand als 
gesichert gelten können. Die ursprünglich von Kollath 
entwickelte und derzeit von Bruker propagierte „neue 
ganzheitliche Betrachtung der Lebensmittel und einer 
vitalstoffreichen Ernährungsform" ist in weiten Teilen 
wissenschaftlich nicht gesichert. 

Weitere Forschungen auf diesem Gebiet wird die Bun-
desregierung unterstützen, soweit sie sinnvoll erschei-
nen. Sie begrüßt es, daß sich Ins titute und Kliniken der 
Bundesrepublik Deutschland in zunehmemdem Maße 
mit dem Einfluß „naturbelassener" pflanzlicher Le-
bensmittel auf Organ- und Stoffwechselfunktionen be-
fassen. 

14. In einem Schreiben an den Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit, Dr. Geißler, 
verurteilt Hessens Sozialminister Clauss ganz ent-
schieden die Behandlung von Lebensmitteln mit 
ionisierenden Strahlen und bedauert, daß dieser 
Themenkomplex bisher nicht zum Gegenstand 
eingehender Erörterungen mit den für die Le-
bensmittelüberwachung zuständigen Ländern 
gemacht wurde. Gesundheitliche Bedenken ge-
gen die Bestrahlung von Lebensmitteln liegen in 
vielfältiger Form vor. 

Warum bestehen immer noch Absichten, Aus-
nahmegenehmigungen zur Bestrahlung von Ge-
würzen und Lebensmitteln zu erteilen, obwohl es 
Alternativmethoden zur Konservierung gibt? 

Es trifft nicht zu, daß gesundheitliche Bedenken gegen 
die Bestrahlung von Lebensmitteln in vielfältiger Form 
vorliegen würden. Auf die Antwort der Bundesregie-
rung vom 21. Februar 1984 (Drucksache 10/1020) zu 
den Fragen 2, 3 und 5 der Kleinen Anfrage der Abge-
ordneten Frau Schoppe und der Fraktion DIE 
GRÜNEN wird insofern hingewiesen. 
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Dem Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund-
heit liegen lediglich Anträge von Firmen vor, ihnen die 
Bestrahlung von bestimmten Gewürzen und nicht von 
anderen Lebensmitteln zum Zwecke ihrer Entkeimung 
durch Ausnahmegenehmigungen nach § 37 des Le-
bensmittel- und Bedarfsgegenständegesetzes zu 
gestatten. Die Prüfung dieser Anträge erstreckt sich 
auch auf die Frage, inwieweit geeignete andere 
Methoden für die Keimreduzierung von Gewürzen zur 
Verfügung stehen. Die früher zur Keimreduzierung 
von Gewürzen angewendete Begasung mit Ethylen-
oxid ist u. a. gerade wegen des Verdachts einer karzi-
nogenen Wirkung nicht mehr zulässig. 

15. Warum gestattet die Bundesregierung die Be-
strahlung von Lebensmitteln für den Expo rt  durch 
die Fa. Gammaster in Allershausen, obwohl we-
der der Export  verantwortet noch überprüft wer-
den kann? 

Die Behandlung von für den Export  bestimmten 
Lebensmitteln mit ionisierenden Strahlen ist unter den 
Voraussetzungen des § 50 des Lebensmittel- und 
Bedarfsgegenständegesetzes zulässig und bedarf kei-
ner besonderen Genehmigung. Auf die Antwort der 
Bundesregierung vom 21. Februar 1984 (Drucksache 
10/1020) zu den Fragen 11 und 13 der Kleinen Anfrage 
der Abgeordneten Frau Schoppe und der Fraktion DIE 
GRÜNEN wird in diesem Zusammenhang hinge-
wiesen. 

16. In den sogenannten zivilisierten Ländern hat die 
Anzahl der psychischen Störungen und Erkran-
kungen in den letzten 30 Jahren deutlich zuge-
nommen. Steigender Wohlstand und Konsumden-
ken haben nicht zu einem erfüllteren Leben ge-
führt. Egoismus, Rivalität und Anteilnahmslosig-
keit haben zugenommen, die Scheidungsraten 
steigen, viele, besonders alte Menschen, leiden 
unter großer Einsamkeit. Für das Entstehen von 
Krebs werden, vor allem von seiten der psycho-
somatischen Medizin, auch psychische Faktoren 
angdnommen. 

Liegen der Bundesregierung Untersuchungser-
gebnisse zur Psychogenese des Krebses vor, und 
falls ja, welche Konsequenzen im Sinne einer 
Krebsvorsorge zieht die Bundesregierung aus die-
sen Erkenntnissen? 

Studien zur Psychogenese von Krebs liegen in vielfäl-
tiger Art  vor, die meisten sind aus den USA bekannt. Es 
gibt Theorien über eine psychodynamische Krebsent-
stehung, die sich an Bereiche psychoanalytischer 
Theorien anlehnen, wodurch diese Annahmen kaum 
empirisch zu überprüfen sind. Des weiteren werden 
Hills- und Hoffnungslosigkeit im Zusammenhang mit 
Verzweiflung als krankheitsauslösende Faktoren im 
Krebsgeschehen genannt, wobei vor allem erstere 
wesentliche unspezifische Faktoren in der Psycho

-

somatik darstellen, d. h. unabhängig von der Art der 
Krankheit bei besonders vielen Betroffenen mit 
psychosomatischer Symptomatik zu finden sind. 
Ebenso könnten einschneidende Lebensereignisse an 
der Krebsentstehung beteiligt sein, sie sind ebenfa lls 
als unspezifisch zu bezeichnen. Dasselbe gilt für wei-
tere Stressoren, wie sie auch aus der Forschung über 
andere chronische Krankheiten bekannt sind. Schließ-
lich ist in einigen Untersuchungen von einer „Krebs-
persönlichkeit" die Rede, die gut angepaßt, konflikt-
scheu, autoritätsgläubig ist und jede Form von Streß 
und Ängstlichkeit verneint. 

Die bisher angewandten Methoden beinhalten Pro-
bleme, weil es zu wenig prospektive Studien gibt, in 
denen Einflüsse psychosozialer Faktoren auf die 
Krebsentstehung geprüft wurden und alle Studien mit 
standardisierten, aber unterschiedlichen Methoden  an 
größeren Populationen jeweils Widersprüchliches 
ergeben. Die Ergebnisse der Untersuchungen mit Hilfe 
jeweils anderer Methoden können nicht oder nur teil-
weise bestätigt werden. 

Insgesamt muß gesagt werden, daß die Forschung zu 
diesem Bereich noch in den Anfängen steckt und zu 
wenig systematisch und vergleichbar betrieben wird. 
Aus diesem Grunde können auch noch keine Strate-
gien im Sinne einer Krebsvorsorge diskutiert werden. 

Das gleiche gilt für die Krebsfrüherkennung. Das Bun-
desministerium für Forschung und Technologie hat im 
Rahmen seines Förderschwerpunkts Krebsfrüherken-
nung wiederholt in den beratenden Expertengremien 
die Frage erörtert, inwieweit psychosoziale Belastun-
gen zur Krebsentstehung beitragen und ob nach dem 
vorliegenden Erkenntnisstand die Möglichkeit besteht, 
individuelle Belastungen als zusätzlichen Indikator bei 
der Früherkennung von Krebserkrankungen einzube-
ziehen. Die Beratungen haben zu dem Ergebnis 
geführt, daß der derzeitige Erkenntnisstand in diesem 
Forschungsgebiet auch hier keine solide Grundlage 
bietet, um hierauf Maßnahmen zur Früherkennung 
aufzubauen. 

In den letzten zehn Jahren sind vereinzelt Studien im 
Bereich der Psychologie zur Krebsforschung gefördert 
worden, bei denen es nahezu ausschließlich um Pro- 
bleme der psychologischen Betreuung und um psycho-
logische Aspekte der Rehabilita tion von Krebspatien-
ten ging. Im Gegensatz zu der eher negativen Ein-
schätzung bezüglich der Ätiologie- und Pathogenese-
forschung scheint der augenblickliche Erkenntnisstand 
zu psychosozialen Faktoren des Verlaufs von Krebs-
erkrankungen günstiger zu sein. Diese Erkenntnisse 
müssen ausgebaut und im Rahmen der Therapie, ins-
besondere aber der Nachsorge, umgesetzt bzw. weiter 
verfolgt werden. 

17. Mit einem jährlichen Aufwand von derzeit 395 
Mio. DM werden seit 13 Jahren Untersuchungen 
zur Früherkennung von Karzinomen der Prostata, 
des Darmes, der weiblichen Brust und des Gebär-
mutterhalses durchgeführt. Der Gebärmutterhals

-

krebs zeigt seit mindestens 1930, also lange vor 
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Einführung der Früherkennungsmaßnahmen, 
eine Abnahme der Häufigkeit. Eine Stufen- oder 
Knickbildung im Kurvenverlauf, die man auf Er-
folge der Krebsfrüherkennungsuntersuchungen 
zurückführen könnte, ist nicht festzustellen (nach 
Prof. Krokowski, Kassel, 1984). Ein Rückgang der 
Sterblichkeit an den übrigen Tumoren, für die 
Früherkennungsuntersuchungen durchgeführt 
werden, konnte nicht beobachtet werden. Daran 
hat auch eine gestiegene Beteiligung der Bevöl-
kerung an diesen Untersuchungen nichts ändern 
können. 

Betrachtet es die Bundesregierung für gerechtfer

-

tigt, trotz dieser Tatsachen weiterhin in gewohn-
tem Umfang Mittel für diese Früherkennungsun-
tersuchungen zur Verfügung zu stellen? 

Der volksgesundheitliche Nutzen von Früherken-
nungsuntersuchungen ist bereits früher kritisch bewer-
tet worden. Solche Betrachtungen beziehen sich vor 
allem auf die Vermutung, daß bei manchen Krebsarten 
lediglich eine Vorverlegung der Diagnosestellung 
durch das Screening bewirkt wird. Vor allem aber 
wurde kritisiert, daß durch eine zu geringe Teilnahme 
an der Vorsorge volksgesundheitlich gesehen eine zu 
geringe Effizienz (Verhältnis Aufwand zu Erfolg) 
bewirkt wird. Im Gegensatz dazu ist ein individueller 
medizinischer Nutzen nie bestritten worden. Haupt-
sächlich besteht dieser in einer Änderung des Krank-
heitsverlaufes. 

Die Bedingungen zur sekundären Prävention des 
Gebärmutterhalskrebses sind gegenüber denjenigen 
anderer Krebse besonders günstig, weil hier echte Vor-
stadien erfaßt und beseitigt werden können. Bei die-
sem Screening wird daher auch ein hoher volkswirt-
schaftlicher Nutzen erreicht. Dies ist durch epidemiolo-
gische Studien vor allem in Kanada, aber auch in 
Finnland und in Dänemark nachgewiesen worden. 
Gleiches gilt für die Bundesrepublik Deutschland. 

Entgegen der hier angeführten Meinung von Prof. Kro-
kowski, Kassel (1984), hat das Zentralinstitut für die 
kassenärztliche Versorgung in der Bundesrepublik 
Deutschland nach einer gezielten Auswertung der der 
Krankenversicherung vorliegenden Daten aus dem 
Krebsfrüherkennungsprogramm feststellen können, 
daß der Gebärmutterhalskrebs bei Frauen seit 1971 bis 
heute über den allgemeinen Trend hinaus abgenom-
men hat. Gleichzeitig hat sich bei diesem Krankheits-
bild die Zahl der schwerbehandelbaren Spätstadien 
zugunsten der leichter behandelbaren Frühfälle ver-
lagert. 

Ähnliches zeichnet sich bei den Mastdarm- und Dick-
darmkarzinomen ab. Seit 1971, dem Jahr, in dem die 
rektal-digitale  Abtastung eingeführt wurde, hat sich 
die Schwere der Tumorerkrankungen für Mastdarm-
karzinome stark zugunsten von Frühstadien verscho-
ben. Dasselbe gilt für den Dickdarmkrebs seit der Ein-
führung des Tests auf okkultes Blut im Stuhl im Jahr 
1977. Außerdem weist die amtliche Todesursachensta-
tistik ab 1979/1980 ein Sinken der Sterblichkeit für 
Dickdarm- und Mastdarmkrebs auf. 

Diese Fakten lassen auf die Wirksamkeit der 
Krebsfrüherkennungsmaßnahmen schließen, wenn

-

gleich der gesamte volkswirtschaftliche Effekt sich erst 

mit der Einrichtung von Krebserkrankungsregistern in 
ausreichender Zahl nachweisen lassen wird. 

Obwohl die Beteiligungsquote zur Zeit stagniert, hält 
die Bundesregierung es daher für gerechtfertigt, daß 
die gesetzliche Krankenversicherung weiterhin Mittel 
für Früherkennungsuntersuchungen bereitstellt. 

18. Wie beurteilt die Bundesregierung demgegen-
über eine Verstärkung der Aufklärung der Bevöl-
kerung, auch unter Einschluß von Rundfunk und 
Fernsehen, über selbstdurchführbare Methoden 
zur Früherkennung (bis hin zum Haemocculttest 
= Teststreifen zur Stuhluntersuchung auf Blut) 
und Krebsverhinderungsmaßnahmen (Ernährung 
etc.)? 

Die Bundesregierung mißt einer verstärkten Aufklä-
rung der Bevölkerung über Möglichkeiten der Früh-
erkennung von Krebs große Bedeutung bei. Dies gilt 
auch für Möglichkeiten der heute medizinisch vertret-
baren Selbstuntersuchung der Brust, des Hodens und 
der Haut. Sie sieht in der Anleitung zur Selbstunter-
suchung eine Möglichkeit individualmedizinischer 
Prävention. Daher fördert die Bundesregierung ein 
Modellvorhaben, das Möglichkeiten erproben soll, die 
Selbstuntersuchung der weiblichen Brust zu einer 
regelmäßigen Vorsorgemaßnahme der entsprechen-
den Personenkreise zu machen. Auch die einschlägi-
gen Materialien der Bundeszentrale für gesundheitli-
che Aufklärung, wie z. B. die zuletzt erschienene Bro-
schüre „Bewußter leben", weisen auf die Notwendig-
keit der Selbstuntersuchung hin. 

Im Hinblick auf die Interpretation der Ergebnisse die-
ser Selbstuntersuchungen hält die Bundesregierung 
allerdings daran fest, daß diese besonders im Ver-
dachtsfall umgehend mit einem Arzt zu besprechen 
sind. 

Auf das Thema Ernährung wird in Frage 26 ein-
gegangen. 

19. Welche Aufgabe nimmt die Bundeszentrale für 
gesundheitliche Aufklärung im Bereich der 
Krebsvorsorge zur Zeit wahr? 

Die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 
(BZgA) hat in den letzten Jahren folgende Aufgaben 
hinsichtlich der Krebsvorsorge wahrgenommen: 

Die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung ist 
federführend für die Arbeitsgruppe „Gesundheitliche 
Aufklärung" und ihre Untergruppen im Rahmen der 
Fachbereichskommission „Prävention" des Gesamt-
programms zur Krebsbekämpfung. 

Ausfluß der Vorschläge einer dieser Untergruppen ist 
die im letzten Jahr erschienene Broschüre „Bewußter 
leben", die sich neben der Früherkennung schwer-
punktmäßig mit den Vorsorgemöglichkeiten befaßt. 
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Der Text dieser Broschüre wird allen Interessenten zur 
Verfügugn gestellt. Eine Evaluation mit Hilfe mehrerer 
Krankenkassen soll u. a. zeigen, ob die Broschüre 
einen positiven Einfluß auf das Inanspruchnahme

-

verhalten der Krebsfrüherkennungsuntersuchungen 
haben kann. 

Andere Untergruppen der o. g. Arbeitsgruppe befassen 
sich mit dem Thema Selbsthilfe und der Einführung 
der Krebsthematik in den Schulunterricht. Hier hat 
die BZgA in dem Unterrichtsmaterial „Der kranke 
Mensch" einen Anfang zu machen versucht. 

Die BZgA hat 1983 die Bereitschaft der Bevölkerung, 
ein Krebsregister zu akzeptieren, durch eine Befra-
gung eruieren lassen und damit einen wissenschaft-
lichen Beitrag zu einer Teilfrage künftiger Krebs-
prävention geleistet. 

Die überarbeitete Broschüre „Leben mit Krebs", die 
unter anderem wesentliche Präventionsaspekte ent-
hält, wird gestreut (insbesondere an Multipublikato-
ren) und erfreut sich nach wie vor einer erheblichen 
Nachfrage. Bei Wunsch auf Intensivierung des Wis-
sensstandes zur Thematik wird eine Literaturliste zu 
den Broschüren „Bewußter leben" und „Leben mit 
Krebs" zur Verfügung gestellt. 

Der Verbesserung und Förderung der psychosozialen 
Nachsorge, die auch als Tertiärprävention verstanden 
werden kann, dient die Evaluation und weitere Ent-
wicklung von Erfassungs- und Bewertungsbögen der 
Beratungsstellen der Arbeiterwohlfahrt, die von der 
Bundesregierung modellhaft gefördert wurden. 

Ebenfalls unter dem Aspekt der psychosozialen Krebs-
nachsorge wird die Entwicklung eines mediengestütz-
ten Programms gefördert, das z. B. in Nachsorgeklini-
ken einsetzbar ist. 

20. In der 251. Sitzung des Deutschen Bundestages 
(7. Wahlperiode) erklärte die Abgeordnete Frau 
Dr. Neumeister, daß rund 30 v. H. aller For-
schungsprojekte überflüssig seien, weil es sich 
um Doppelarbeiten oder aber um Untersuchun-
gen handele, die nach den bereits vorhandenen 
Erkenntnissen keinen Erfolg versprächen. 

Auf welche Art und Weise wird seither sicherge-
stellt (die belastenden Vorgänge im DKFZ in Hei-
delberg in den Jahren 1980 und 1981 sind noch 
nicht in Vergessenheit geraten), daß die von der 
Bundesregierung vergebenen Forschungsgelder, 
insbesondere die an die Großforschungseinrich-
tungen vergebenen Mittel, in sinnvolle und er

-

folgversprechende Projekte fließen und dort spar-
sam verwendet werden? 

Der Deutsche Bundestag hat die Bundesregierung 
bereits vor acht Jahren aufgefordert, die Kooperation 
insbesondere in der Krebsforschung und Krebsbe-
kämpfung sicherzustellen mit dem Ziel der verbesser-
ten Zusammenarbeit von Bund, Ländern und den die 
Forschung fördernden Institutionen sowie den wissen-
schaftlichen Fachgesellschaften. 

Diese Forderung bestimmt auch heute die Maßnahmen 
der Bundesregierung. Sie hat dazu geführt, daß im 
Rahmen des Gesamtprogramms zur Krebsbekämpfung 
ein Sondergremium „Kooperation und Koordinierung 
der Krebsforschung" berufen wurde. Als erster Schritt 
zur Wahrnehmung dieser Aufgabe wurde eine ständig 
fortzuschreibende Liste der geförderten Forschungs-
themen im Krebsbereich erarbeitet. Diese Liste ist in 
der letzten Sitzung des Gremiums am 21. Februar 1985 
in ihrer ersten Fassung fertiggestellt worden. Sie dient 
als Übersicht für alle fördernden und Forschung trei-
benden Institutionen über die Maßnahmen, die in der 
Forschung zur Bekämpfung der Krebserkrankung 
unternommen werden. Dieses Instrument wird glei-
chermaßen genutzt werden können von Förderorgani-
sationen wie auch von den Forschung im Grundlagen-
bereich koordinierenden Gremien der Selbstverwal-
tung der Wissenschaft. Zu diesen gehört vor allem die 
Senatskommission für Krebsforschung der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft und der Koordinierungsaus-
schuß für Krebsforschung der Arbeitsgemeinschaft der 
Großforschungseinrichtungen. 

Über die institutionelle Förderung der Großforschungs-
einrichtungen hat die Bundesregierung den Bericht 
„Status und Perspektiven der Großforschungseinrich-
tungen" (Drucksache 10/1327 vom 16. April 1984) vor-
gelegt. Hierin wird auch über die Krebsforschung, spe-
ziell am Deutschen Krebsforschungszentrum in Heidel-
berg, berichtet. 

Das Deutsche Krebsforschungszentrum wurde zuletzt 
1981 durch eine Kommission renommierter Wissen-
schaftler des In- und Auslandes begutachtet. Die Korn-
mission hat vor allem eine Straffung der externen 
Qualitätskontrolle empfohlen. Das Kuratorium der Stif-
tung ist diesen Empfehlungen gefolgt und hat für diese 
Aufgaben ein ständiges Gremium externer Wissen-
schaftler, das Wissenschaftliche Komitee des Kura-
toriums, berufen. Seine Mitglieder gehören gleichzei-
tig dem Kuratorium an. Dadurch wurde eine Stärkung 
der wissenschaftlichen Kompetenz und Verantwortung 
des Aufsichtsorgans und eine Straffung der Entschei-
dungswege erreicht. Das Wissenschaftliche Komitee 
hat seine Arbeit im Juni 1983 aufgenommen. 

Das Wissenschaftliche Komitee des Kuratoriums und 
von ihm berufene Ad-hoc-Gremien begutachten in 
angemessenen Zeitabständen die Leistungsfähigkeit 
und Zielsetzung der Institute, Abteilungen und Pro-
jektgruppen des Deutschen Krebsforschungszentrums. 
Insgesamt ist es durch diese Maßnahmen nach Auffas-
sung der Bundesregierung gelungen, das Forschungs-
programm des Deutschen Krebsforschungszentrums 
auf die aussichtsreichsten Felder der Krebsforschung 
zu konzentrieren. Das Deutsche Krebsforschungszen-
trum hat heute in der internationalen Fachwelt hohes 
Ansehen erlangt. 

Die Projektförderung der Bundesregierung im Bereich 
der Krebsforschung steht im Rahmen des Regierungs-
programms Forschung und Entwicklung im Dienste 
der Gesundheit. Dieses Programm, das in seiner ersten 
Fortschreibung für den Zeitraum 1983 bis 1986 die 
Themen der Forschungsförderung nennt, stützt sich in 
seinen Schwerpunkten auf die Voten externer Berater 
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aus der Wissenschaft und wird durch Gutachteraus-
schüsse begleitet. Die Maßnahmen aus dieser Projekt-
förderung sind in der o. g. fortgeschriebenen Koordi-
nierungsliste enthalten. Eine zusammenfassende Dar-
stellung zum Stand ist kürzlich vom Bundesmini-
sterium für Forschung und Technologie mit der 
Broschüre „Krebsforschung, Zwischenbilanz der For-
schungsförderung" der  Öffentlichkeit vorgestellt 
worden. 

21. Auf welche inhaltlichen Schwerpunkte wird sich 
die Bundesregierung bei der zukünftigen Ver-
gabe von Forschungsgeldern konzentrieren? 

Die Fortschreibung des Regierungsprogramms For-
schung und Entwicklung im Dienste der Gesundheit 
über das Jahr 1986 hinaus wird vorbereitet. Sie wird in 
enger Zusammenarbeit mit den forschungs- und for-
schungsfördernden Organisationen und den genann-
ten Koordinierungsgremien erfolgen. Einzelheiten zu 
Forschungsschwerpunkten sind zu diesem Zeitpunkt 
noch nicht zu nennen. In der Tendenz läßt sich jedoch 
bereits heute feststellen, daß ein besonderes Gewicht 
auf epidemiologischer Forschung und der Prävention 
liegen wird. 

22. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft hält in 
ihrer Bestandsaufnahme zur Krebsforschung in 
der Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1980 
die Einführung eines Meldegesetzes für Krebser-
krankungen und eine gesetzliche Regelung, daß 
Informationen aus Daten, die primär anderen 
Zwecken, z. B. der Sozialversicherung, dienen, 
epidemiologisch nutzbar gemacht werden könne, 
für dringend erforderlich, „falls die Bundesrepu-
blik Deutschland nicht auf absehbare Zeit ein 
Entwicklungsland bleiben soll".  

Hält vor diesem Hintergrund die Bundesregie-
rung die Einrichtung eines nationalen Krebsregi-
sters, ggf. auch wegen der Probleme des Daten-
schutzes auf freiwilliger Basis, womit eine datail-
lierte Analyse über Zusammenhänge zwischen 
Krebshäufigkeit und geographischen und beruf-
lichen Faktoren möglich würde, für erforderlich, 
und wie hoch wären die hierdurch enstehenden 
Kosten? 

Die Erfassung aller Krebsfälle in einem nationalen 
Krebsregister wird von Fachleuten als nicht notwendig 
und nicht praktikabel für die Bundesrepublik Deutsch-
land beurteilt. Empfohlen wird hingegen die Einrich-
tung mehrerer regional begrènzter Krebsregister; aus 
organisatorischen Gründen sollte . die betreffende 
Bezugsbevölkerung eine Größenordnung von sechs 
Millionen nicht wesentlich überschreiten. 

Die Bundesregierung hat bereits in Antworten auf frü-
here Bundestagsanfragen ihre Bemühungen um solche 
regionalen epidemiologischen Krebsregister deutlich 
gemacht. Diese müssen auf Länderebene errichtet 
werden, jedoch untereinander vergleichbar sein. 

Im Rahmen des Gesamtprogramms zur Krebsbekämp-
fung hat sich die Arbeitsgruppe „Epidemiologie" 
intensiv mit den Voraussetzungen für solche Register 
befaßt. Als Ausfluß dieser Arbeit sind den Ländern u. a. 
Grundsätze zur Krebsregistrierung vorgelegt worden, 
die zu einer Verabschiedung entsprechender Thesen 
durch die Konferenz der Gesundheitsminister und 
Senatoren der Länder (GMK) geführt haben. Inzwi-
schen haben in einigen Bundesländern die Bemühun-
gen zur Einrichtung von Krebserkrankungsregistern 
zum Erfolg geführt. 

Die Bundesregierung ihrerseits ist bereit, den ihr mög-
lichen Beitrag auch zur Verwertung der gesammelten 
Daten zu leisten. Daher werden bereits heute die 
Daten der von der Bundesregierung geförderten regio-
nalen Register in einer Dachdokumentation beim Bun-
desgesundheitsamt zusammengeführt, vergleichbar 
gemacht und ausgewertet. Aus den bestehenden 
regionalen Registern können die Kosten (Personal und 
Sachmittel außer EDV-Anlagen) für ein Register 
geschätzt werden, das die Erhebung von Krebsfällen in 
Zusammenarbeit mit der Ärzteschaft (und ohne Entgelt 
für diese) vornimmt. Nötig sind etwa 300 000 DM/Jahr 
zur Erfassung der Krebsfälle in einer Bevölkerung von 
einer Million Menschen. 

II.  Krebsbehandlung 

23. Den ganz beachtlichen Erfolgen der Medizin auf 
dem Gebiet der akuten Erkrankungen stehen 
viele ungelöste Fragen im Bereich der chroni-
schen Krankheiten, zu denen auch der Krebs ge-
zählt werden muß, gegenüber. Bei den häufigen 
Tumorarten des Erwachsenenalters lassen sich 
mit den üblichen Methoden, besonders in den 
fortgeschrittenen Stadien, oft nur unbefriedi-
gende therapeutische Erfolge erzielen. Darüber 
hinaus sind diese Therapieformen im allgemeinen 
mit einer hohen Nebenwirkungsrate verbunden, 
die die Lebensqualität der Patienten erheblich 
belasten. Aus diesem Grunde entschließen sich in 
zunehmender Zahl Patienten dazu, sich durch 
Ärzte für Naturheilverfahren oder auch durch 
Heilpraktiker — oft zusätzlich — behandeln zu las-
sen. Sie nehmen dabei in Kauf, daß die dadurch 
anfallenden Kosten meist von den Krankenkassen 
nicht getragen werden. Die hier eingesetzten 
Therapien haben meist nur geringe Nebenwir-
kungen, über die Wirksamkeit oder Unwirksam-
keit liegt oft nur wenig oder lückenhaft Mate rial 
vor. Seit dem 30. Juni 1981 existiert im Rahmen 
des „Gesamtprogramm zur Krebsbekämpfung" 
die Arbeitsgruppe „Unkonventionelle Methoden 
der Krebsbekämpfung". 

Ist nach Ansicht der Bundesregierung durch diese 
Arbeitsgruppe sichergestellt, daß die in Frage 
kommenden Verfahren vorurteilsfrei und von mit 
diesen Therapieformen ausreichend vertrauten 
Experten geprüft werden? 

Die Arbeitsgruppe „Unkonventionelle Methoden der 
Krebsbekämpfung" befaßt sich keineswegs aus-
schließlich mit Therapieverfahren, wie auch der Ant-
wort auf Frage 2 zu entnehmen ist. Vielmehr hat sich 
die Arbeitsgruppe zur Aufgabe gemacht, alle ihr vor-
gelegten Vorhaben der Krebsbekämpfung, also auch 
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solche aus den Bereichen Vorsorge, Früherkennung 
und Nachbehandlung, daraufhin zu überprüfen, ob ein 
verfolgenswerter Forschungsansatz vorliegt. 

Der Arbeitsgruppe gehören auf der einen Seite Vertre-
ter forschender medizinischer Fachdisziplinen wie 
Immunologie, Pharmakologie, medizinische Soziolo-
gie, Biochemie, Physiologie, biomedizinische Statistik, 
Röntgenologie und Gerichtsmedizin an sowie auf der 
anderen Seite solche Experten, die selbst Erfahrung in 
der klinischen Anwendung nicht oder noch nicht allge-
mein anerkannter Methoden haben. Im Einzelfall wer-
den zusätzliche, mit der Thema tik vertraute Gutachter 
herangezogen. 

Die Bundesregierung kann nach den bisher gemachten 
Erfahrungen davon ausgehen, daß durch dieses Ver-
fahren eine vorurteilsfreie und sachgerechte Prüfung 
anstehender Forschungsansätze gewährleistet ist. 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung für die 
Betreuung unkonven tioneller Forschungsvorhaben 
eine eigene Projektträgerschaft ausgeschrieben. Der 
aus den Bewerbungen ausgewählte Projektträger soll 
sicherstellen, daß diese Vorhaben auch während der 
Studie selbst zwar wissenschaftlich und verwaltungs-
mäßig exakt, jedoch ohne eventuell auftauchende 
spezifische Hindernisse ablaufen können. 

24. Sind Untersuchungen über die Wirksamkeit von 
Thymusextrakten oder ganz allgemein Zellpräpa-
raten beim Krebs durch die Bundesregierung 
durchgeführt worden, und wie sind die Ergeb-
nisse? 

Untersuchungen über die Wirksamkeit von Thymus-
extrakten oder ganz allgemein Zellpräparaten beim 
Krebs sind durch die Bundesregierung nicht durchge-
führt worden. Es sind eine Reihe von Arzneimitteln im 
Verkehr, die Thymusextrakte enthalten. Keines dieser 
Präparate ist nach einem Zulassungsverfahren im Ver-
kehr, so daß beim Bundesgesundheitsamt keine posi-
tiven Studien zur Wirksamkeit vorliegen. Außerdem ist 
eine Anzahl von Zellpräparaten im Verkehr, die dem 
Bundesgesundheitsamt angezeigt sind. Eine Prüfung 
der Präparate wird im Zuge der Aufbereitung und 
Nachzulassung nach den Vorschriften des Arzneimit-
telgesetzes bis 1990 durch die zuständigen Aufberei-
tungskommissionen erfolgen. Dabei wird eine Bewer-
tung von Wirksamkeit und Unbedenklichkeit dieser 
Präparate vorgenommen. 

25. Liegen der Bundesregierung Untersuchungen 
über Wirksamkeit von Verfahren vor, die die 
Sauerstoffversorgung des Körpers verbessern 
(Ozontherapie, Sauerstoff-Mehrschritt-Therapie 
nach Prof. von Ardenne, Haematogene Oxy-
dationstherapie nach Dr. Wehrli), und wie sind 
die Ergebnisse? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß verschiedene 
Formen der Ozon- und Sauerstofftherapie an mehreren 
Stellen durchgeführt werden. Der Beweis der Wirk-
samkeit ist bisher jedoch bei den genannten Verfahren 
nicht  erbracht worden. In Literaturberichten, die Ent-
sprechendes behaupten, wurden die Erfordernisse 
eines Wirksamkeitsnachweises nicht erfüllt. 

Die Arbeitsgruppe „Unkonventionelle Methoden der 
Krebsbekämpfung" hat sich bereits mit dem Thema 
Ozontherapie befaßt. Hierbei hat sich außer der nicht 
nachgewiesenen Effektivität auch herausgestellt, daß 
erhebliche Nebenwirkungen z. T. mit Todesfolge vor-
gekommen sind. Von den anderen Therapieformen 
sind zwar keine akuten Zwischenfälle bekannt gewor-
den, die behaupteten Langzeiteffekte wurden jedoch 
nicht bestätigt. Dies betrifft vor allen Dingen die Sauer-
stoff-Mehrschritt-Therapie nach von Ardenne. 

26. Von verschiedenen Seiten sind „Krebsdiäten" als 
begleitende Maßnahme in der Tumortherapie 
publiziert worden (Prof. Zabel, Dr. Kuhl, Dr. Ger-
son u. a.) und werden therapeutisch von vielen 
Erfahrungsmedizinern regelmäßig angewandt. 

Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, 
in welchem Umfang sich durch den zusätzlichen 
therapeutischen Einsatz einer bestimmten Ernäh-
rung die Fünf-Jahres-Überlebensraten verbes-
sern lassen? 

Nach Ansicht aller Fachleute auf diesem Gebiet gibt es 
keine spezielle „Krebsdiät", die allein einer Krebser-
krankung vorbeugen oder diese positiv therapeu tisch 
beeinflussen könnte. Die wenigen exakten Studien mit 
sogenannter Krebsdiät verliefen nega tiv [z. B. Mortel, 
C. G. u. Mitarb., New Engl. J. Med., 306 (1981), 201]. 
Dagegen ist eine begleitende besondere Kostform ins-
besondere bei bestimmten Krebsarten des Verdau-
ungstraktes durchaus angezeigt. Das gleiche gilt für 
die individuelle Zusammenstellung der Nahrung, um 
die häufig anzutreffende Inappetenz des einzelnen 
Krebspatienten zu beheben. Leider werden jedoch 
immer wieder sog. „Krebsdiäten" angepriesen, die 
generell zur Vorbeugung oder Behandlung von Krebs-
krankheiten wirksam sein sollen. 

Gleichwohl ist die Bundesregierung bereit, die Über-
prüfung vertretbarer besonderer Kostformen als 
zusätzliche Therapie bei Krebserkrankungen zu för-
dern, sofern akzeptable Anträge vorgelegt werden. 

27. In welchem Umfang sind Gelder für die Erfor-
schung der verschiedenen unter den naturheil-
kundlichen Sektor fallenden Therapieformen 
(Ozontherapie, 	Misteltherapie, 	Zelltherapie, 
Homöopathie, Enzymtherapie, Vitamintherapie, 
Neutraltherapie, Überwärmungstherapie, Ernäh-
rungstherapie u. a), die in der Krebsbehandlung 
eingesetzt werden, bereitgestellt und für For-
schungszwecke verwandt worden? 
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28. Welche Ergebnisse ihrer dreijährigen Arbeit hat 
die Arbeitsgruppe „Unkonventionelle Methoden 
der Krebsbekämpfung" bisher vorlegen können? 

29. Welche Forschungsinitiativen auf diesen Gebie-
ten wurden auf Anregung der Bundesregierung 
bisher durchgeführt? 

Neben einer bereits seit 1980 geförderten und inzwi-
schen für drei weitere Jahre verlängerten Studie zur 
Ganzkörperhyperthermie mit einem Mittelvolumen 
von 1,7 Mio. DM sind der Bundesregierung durch die 
Arbeitsgruppe „Unkonventionelle Methoden der 
Krebsbekämpfung" vier Vorhaben zur Förderung 
empfohlen worden. Diese betreffen den therapeu-
tischen Einsatz von mittelfrequenten Strömen, die 
Magnetfeldbehandlung sowie den Einsatz des soge-
nannten Elektronenspinresonanzphänomens. Diese 
vier Vorhaben, die z. Z. noch laufen, umfassen ein 
Volumen von 1,2 Mio. DM. 

Derzeit liegen jedoch einige weitere, ggf. erfolgver-
sprechende Ansätze, z. B. zur Überprüfung der Fieber-
therapie, zum Einsatz der Thermoregulationsdiagno-
stik etc. vor, deren Förderungswürdigkeit die o. g. 
Arbeitsgruppe nach bestimmten, von ihr erstellten Kri-
terien überprüft. Die Bundesregierung ist bereit, auch 
diese Vorhaben sowie weitere noch eintreffende 
Anträge zu fördern, falls die Arbeitsgruppe entspre-
chende Empfehlungen ausspricht. 

Insgesamt ist festzustellen, daß vermutlich durch die 
Ausschreibung der Projektträgerschaft (s. Antwort auf 
Frage 23) sowie die Presseberichterstattung offensicht-
lich die Bereitschaft seriöser Antragsteller wächst, For-
schungsanträge zur Überprüfung bzw. Weiterentwick-
lung der von ihnen angewandten Verfahren aus dem 
unkonventionellen Bereich zu stellen. Damit werden 
auch die Bemühungen der o. g. Arbeitsgruppe, die 
bislang wegen mangelnder akzeptabler Vorschläge — 
insgesamt wurden ca. 140 Einsendungen geprüft — 
nicht den gewünschten Erfolg haben konnten, im 
Zukunft effektiver sein. 

Soweit auch die lokale Hyperthermie (noch) zu den 
unkonventionellen Methoden gezählt wird, so ist dar-
auf hinzuweisen, daß die Bundesregierung auch diese 
Thematik seit 1980 mit einem Gesamtfördervolumen 
von ca. 8 Mio. DM fördert. Die bisherigen Ergebnisse 
sind ermutigend und haben die deutsche Hyperther-
mieforschung auf einen interna tional anerkannten 
Standard gebracht. 

Einzelheiten zu den genannten Fördervorhaben sind 
der Broschüre „Krebsforschung, Zwischenbilanz der 
Forschungsförderung" des Bundesministers für For-
schung und Technologie auf den Seiten 23 bis 24, 39 
sowie 40 und 41 zu entnehmen. 

30. Wie stellt sich die Bundesregierung zu der Mög-
lichkeit, im Bedarfsfall Gelder für häusliche 
Pflegestellen oder onkologische Ambulanzschwe-
stern zur Verfügung zu stellen, um eine Betreu-
ung oder auch das Sterben im Familienkreis mög-
lich zu machen? 

 
Es ist darauf hinzuweisen, daß für die in der gesetz-
lichen Krankenversicherung Versicherten unter den im 
Gesetz näher bezeichneten Voraussetzungen An-
spruch auf häusliche Krankenpflege besteht. 

Die Bundesregierung beabsichtigt zudem, die Rege-
lungen über die häusliche Krankenpflege zu erweitern 
(vgl. Bericht der Bundesregierung zu Fragen der Pfle-
gebedürftigkeit — Drucksache 10/1943 — D I 2). 

Im übrigen besteht für Hilfebedürftige Anspruch auf 
häusliche Pflege nach §.§.  68, 69 des Bundessozialhilfe-
gesetzes. 

Insoweit sind somit bereits Möglichkeiten der Über-
nahme der Kosten für häusliche Krankenpflege vor-
handen. 

31. Wäre die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob 
therapeutische Methoden aus dem sogenannten 
unkonven tionellen Bereich in der Nachbehand-
lung nach herkömmlicher Therapie zu einer Ver-
besserung der Ergebnisse führen? 

Hierauf wurde bereits in der Antwort auf Frage 23 
eingegangen. 

32. Ist der Bundesregierung bekannt, welche Maß-
nahmen zur psychosozialen Betreuung Krebs-
kranker innerhalb und außerhalb der Kliniken in 
den letzten Jahren ergriffen worden sind, und in 
welcher Höhe wurden Mittel für diesen Auf-
gabenbereich an wen vergeben? 

Eine Umfrage bei den Bundesländern, die grundsätz-
lich für den Versorgungsbereich zuständig sind, über 
Maßnahmen zur psychosozialen Betreuung Krebskran-
ker innerhalb und außerhalb der Kliniken hat folgen-
des ergeben: 

Baden-Württemberg 

An der Chirurgischen Universitätsklinik Heidelberg 
besteht seit Anfang 1979 eine psychosoziale Nach-
sorgeeinrichtung und ein Fortbildungsseminar. 

Die Deutsche Krebshilfe e. V. hat das Modellprojekt 
von 1979 bis 31. März 1984 gefördert. Das Land Baden

-

Württemberg hat ab 1. April 1984 für die Nachsorge-
einrichtung die Trägerschaft durch die Aufnahme von 
sechs Personalstellen in den Wirtschaftsplan der Uni-
versität Heidelberg übernommen. Das Fortbildungsse-
minar der Universität wird nach einer Phase der Zwi-
schenfinanzierung durch den Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung (vom 1. April 1984 bis 
31. Dezember 1984) seit dem Jahr 1985 vom Land 
Baden-Württemberg aus Mitteln des „Aktionspro-
gramms Krebsbekämpfung" der Landesregierung mit 
ca. 200 000 DM (dreieinhalb Personalstellen und Sach-
kosten) gefördert. 
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Die Höhe der Gesamtförderung durch das Land, die 
der psychosozialen Nachsorgeeinrichtung und dem 
Fortbildungsseminar der Universität Heidelberg zu-
kommt, dürfte etwa 650 000 DM betragen. 

Hinsichtlich der ambulanten psychosozialen Beratung 
Krebskranker ist folgendes festzustellen: 

Im Rahmen des Aktionsprogramms Krebsbekämpfung 
des Landes Baden-Württemberg ist eine Bestands-
erhebung aller im Lande Baden-Württemberg beste-
henden psychosozialen Beratungsste llen für Krebs-
kranke geplant. Die bevorstehende Erhebung wird 
voraussichtlich auch Informationen darüber geben, ob 
und durch wen diese Stellen Zuwendungen erhalten. 
Auf der Basis der Auswertungsergebnisse soll dann 
entschieden werden, ob eine Förderung dieser Stellen 
im Rahmen des Aktionsprogrammes Krebsbekämp-
fung des Landes in Betracht zu ziehen ist. 

Wie auch in anderen Bundesländern wurde in den 
Jahren 1970 bis 1983 von der Deutschen Krebshilfe ein 
Modellprogramm psychosozialer Krebsnachsorge beim 
Deutschen Roten Kreuz finanziert. Seit dem Auslaufen 
der Modellphase wird das Programm vom Deutschen 
Roten Kreuz ohne Förderung durch Dritte weiterge-
führt. In Baden-Württemberg ist eine hauptamtliche 
Stelle für psychosoziale Krebsnachsorge zur Zeit bei 
der Landesgeschäftsstelle in Stuttga rt  mit einer Sozial-
pädagogin besetzt. 

Beim Krebsverband Baden-Würrtemberg besteht ein 
Arbeitskreis Krebsnachsorge. Dieser Arbeitskreis 
bewirkt, daß bei verschiedenen Geschäftsstellen der 
Allgemeinen Ortskrankenkasse im Land Arbeitsge-
meinschaften bzw. Beratungsstellen für die psycho

-

soziale Krebsnachsorge eingerichtet werden konnten. 
Derzeit bestehen insgesamt bei fünf AOK-Geschäfts-
stellen im Land solche Arbeitsgemeinschaften. Die 
Kosten werden von den Allgemeinen Ortskrankenkas-
sen getragen. In Zusammenarbeit zwischen den bei-
den Landesverbänden der AOK und dem Krebsver-
band Baden-Württemberg wird an eine Ausweitung 
gedacht. 

In diesem Zusammenhang muß ausdrücklich darauf 
hingewiesen werden, daß Beratungen bei diesen 
„Beratungsstellen" nicht nur für AOK-Versicherte, 
sondern für die gesamte Bevölkerung durchgeführt 
werden. Enge Verbindung halten diese Beratungsstel-
len auch zu den örtlichen Selbsthilfegruppen. 

Eine Umfrage, welche das Sozialministerium Baden-
Württemberg über die Regierungspräsidien durch-
führte, ergab, daß ca. 40 psychosoziale Beratungsstel-
len im Land auch Beratungen von Krebskranken 
durchführen. Es handelt sich hierbei vor allem um Ehe-
und Familienberatungsstellen, die von verschiedenen 
Trägern, unter anderem auch der Arbeiterwohlfahrt, 
unterhalten werden. Es muß in diesem Zusammenhang 
bemerkt werden, daß der überwiegende Anteil dieser 
Stellen Beratungen für Krebskranke nur in sehr gerin-
gem Umfang durchführt. 

Bayern 
Die psychosoziale Betreuung Krebskranker erfolgt im 
Freistaat Bayern durch die Bayerische Krebsgesell

-

schaft e. V. im Rahmen der vier sozialpsychologischen 
Krebsberatungsstellen in München, Augsburg, Nürn-
berg und Würzburg, durch das Bayerische Rote Kreuz 
und durch die Arbeiterwohlfahrt — Landesverband 
Bayern  e. V. 

Darüber hinaus erfolgt eine psychosoziale Betreuung 
krebskranker Patienten zunehmend in onkologisch 
ausgerichteten Praxen niedergelassener Ärzte. 

Berlin 

Der öffentliche Gesundheitsdienst unterhält in Ber lin 
seit Jahrzehnten in allen Bezirken Beratungsste llen der 
Nachgehenden Krankenfürsorge, deren Mitarbeiter 
Krebskranke auch psychosozial betreuen. 

In einem Berliner Krankenhaus (Krankenhaus Moabit, 
Krankenhausbetrieb von Berlin-Tiergarten) gibt es seit 
gut vier Jahren drei Mitarbeiterinnen, die vor allem die 
psychosoziale Betreuung der krebskranken Patienten 
übernehmen. Die Arbeit dieser Gruppe (1 x40 
Wochenstunden; 2 x 20 Wochenstunden) hat sich ins-
gesamt als erfolgreich erwiesen. Die Mitarbeiterinnen 
werden als Angestellte des Krankenhauses über den 
Pflegesatz finanziert. 

Bremen 

An den Gesundheitsämtern im Land Bremen sind von 
den Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven getra-
gene Krebsberatungsstellen eingerichtet, die aus-
schließlich im Bereich der psychosozialen Betreuung 
Krebskranker tätig sind. Ferner erfolgt in der Stadt-
gemeinde Bremen die psychosoziale Betreuung Krebs-
kranker durch den Sozialdienst im Krankenhaus. Vom 
Hauptgesundheitsamt Bremen ist darüber hinaus 
Anfang letzten Jahres der Arbeitskreis der Krebsnach-
sorge Bremen initiiert worden, in dem u. a. auch die 
Selbsthilfegruppen mitarbeiten. 

Hamburg 

Innerhalb der Kliniken sind verschiedene psycho-
soziale Maßnahmen bekannt, wie z. B. Gesprächsgrup-
pen, Elterngruppen, onkologische Konsiliendienste 
auch mit psychosozialen Aufgaben, Besuchsdienst von 
Selbsthilfegruppen etc. 

Außerhalb der Kliniken werden psychosoziale Auf-
gaben durch die Mitarbeiter der 14 Sozialstationen und 
die Diakoniestationen einiger Kirchengemeinden und 
durch die Selbsthilfegruppen wahrgenommen. 

Über die Höhe der Mittel können keine Angaben 
gemacht werden, da die Anteile psychosozialer Arbeit 
nicht abgetrennt von anderen Tätigkeiten berechnet 
werden können und zum anderen vor allem die Selbst-
hifeeinrichtungen nicht auskunftspflichtig sind. 

Hessen 

Maßnahmen zur psychosozialen Betreuung Krebskran-
ker innerhalb von Krankenhäusern sind Bestandteil 
des Sozialdienstes der Krankenhäuser. Darüber hinaus 
hat beispielsweise das Tumorzentrum Marburg/Gie-
ßen in Marburg eine beispielhafte psychosoziale 
Krebsnachsorge aufgebaut. 
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Niedersachsen 

In Niedersachsen wird die psychosoziale Betreuung 
Krebskranker seit Jahren über einen auch zu diesem 
Zweck gegründeten privatrechtlichen Verein koordi-
niert. Es handelt sich hierbei um die „Arbeitsgemein-
schaft für Krebsbekämpfung des Landes Niedersach-
sen e. V. — Niedersächsische Krebsgesellschaft —", die 
zugleich Mitglied der Deutschen Krebsgesellschaft 
e. V. ist. Darüber hinaus bestehen in Niedersachsen 
psychosoziale Krebsberatungsstellen freier Träger, wie 
z. B. der Arbeiterwohlfahrt (AW) und des Deutschen 
Paritätischen Wohlfahrtsverbandes (DPWV), aber auch 
ein landesweit tätiger Verband „Frauenselbsthilfe 
nach Krebs", die sich der Beratung und Betreuung 
Krebskranker widmen. 

Die Landesregierung hat die Niedersächsische Krebs-
gesellschaft mit regelmäßigen jährlichen Zuwendun-
gen gefördert, und zwar in dem Zeitraum von 1980 bis 
einschließlich 1984 mit insgesamt 660 000 DM. Dar-
über hinaus wurden auch vereinzelt Beratungsste llen 
und Selbsthilfegruppen direkt durch Landeszuwen-
dungen unterstützt. Im Jahr 1984 ist die bisherige insti-
tutionelle Förderung (Fehlbedarfsfinanzierung) durch 
das Land umgewandelt worden in eine Projektförde-
rung (Anteilsfinanzierung): gefördert wurde ein Pro-
jekt „Öffentlichkeitsarbeit" mit 85 000 DM Landeszu-
wendung. Weitere 120 000 DM sind darüber hinaus im 
Rahmen dieses Projekts zur Förderung von Selbsthilfe-
gruppen und Beratungsste llen für Krebskranke in Nie-
dersachsen bereitgestellt worden. Diese Förderungsart 
soll voraussichtlich auch 1985 beibehalten werden. 

Die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, Ber-
lin, hat das Projekt „Öffentlichkeitsarbeit" 1984 ebén-
falls gefördert, und zwar mit einer Zuwendung von 
84 000 DM. Der an den hierfür vorgesehenen Gesamt-
aufwendungen in Höhe von 426 000 DM fehlende Rest-
betrag von 137 000 DM wurde von der Niedersächsi-
schen Krebsgesellschaft aufgebracht. Die Landeszu-
wendung belief sich 1984 also insgesamt auf 205 000 
DM. 
1984 wurden zur Förderung von Selbsthilfegruppen 
und Beratungsstellen für Krebskranke über die Nie-
dersächsische Krebsgesellschaft Landesmittel in Höhe 
von 120 000 DM bereitgestellt. Diese sind von dieser 
Institution nach vorläufigen Förderrichtlinien an neun 
verschiedene psychosoziale Beratungsstellen und an 
die „Frauenselbsthilfe nach Krebs" vergeben worden. 
Für das Haushaltsjahr 1985 ist beabsichtigt, diese För-
derung durch Erhöhung der hierfür bereitgestellten 
Landesmittel auf voraussichtlich 150 000 DM zu ver-
stärken. 

Nordrhein-Westfalen 
Die psychosoziale Betreuung Krebskranker ist in NRW 
als ein zusätzliches Angebot ergänzend zur Behand-
lung entwickelt worden. Sie wird im Rahmen der zwi-
schenzeitlich auf 50 angewachsenen onkologischen 
Arbeitskreise insbesondere von Sozialarbeitern und 
Pflegepersonal durchgeführt. Das Land fördert die 
Intensivierung der psychosozialen Betreuung vor allem 
durch die Finanzierung einer Fachkraft bei der Gese ll

-schaft zur Bekämpfung der Krebskrankheiten NW e. V. 
(GBK). 

Die GBK-Mitarbeiterin organisiert Fortbildungsveran-
staltungen für Sozialarbeiter, Sozialpädagogen und 
Pflegepersonal. Im Jahr 1984 wurden zehn solcher Ver-
anstaltungen durchgeführt. Als ein Ergebnis dieser 
Multiplikatorenarbeit sind „Empfehlungen für die psy-
chosoziale Beratung in der stationären und ambulan-
ten Krebsnachsorge" entstanden. 

Neben diesen Seminaren werden durch Vorträge und 
andere Veranstaltungsformen bei Selbsthilfegruppen, 
Familienbildungswerken, psychosozialen Arbeitskrei-
sen und Ausbildungsstätten für Pflegepersonal Infor-
mationsdefizite aufgearbeitet. 

Rheinland -Pfalz 

Seit den 70er Jahren hat die Krebsgesellschaft Rhein-
land-Pfalz lebhafte, anerkennenswerte Aktivitäten im 
Bereich der Krebsnachsorge entfaltet. Die Krebsgesell-
schaft Rheinland-Pfalz wird vom Ministe rium für 
Soziales, Gesundheit und Umwelt seither mit Landes-
mitteln gefördert. Der jährliche Zuschuß wurde konti-
nuierlich erhöht und betrug im Jahr 1984 70 000 DM. 
Für das Jahr 1985 ist eine Förderung in Höhe von 
80 000 DM vorgesehen. Im Rahmen der haushalts-
rechtlichen Möglichkeiten ist eine weitere Erhöhung 
ab 1986 vorgesehen. 

Auch das Tumorzentrum Mainz e. V. widmet sich im 
Rahmen seiner satzungsgemäßen Aufgaben der sozia-
len Krebsnachsorge, und zwar im Raum Mainz-Rhein-
hessen. 

Das Tumorzentrum Mainz e. V. wird ebenfa lls seit 
Ende der 70er Jahre institutionell mit Landesmitteln 
gefördert. Der Landeszuschuß bet rug im Jahr 1984 
200 000 DM. 

Saarland 

Die psychosoziale Betreuung Krebskranker erfolgt im 
Saarland durch die Saarländische Krebszentrale 
(Tumorzentrum) in den Universitätskliniken Homburg 
in Zusammenarbeit mit dem Landesverband Krebs-
bekämpfung e. V. 

Die Krebszentrale hält zur psychosozialen Nachsorge 
folgende Dienste vor: zwei Krankenschwestern zur 
ambulanten psychosozialen und pflegerischen Nach-
sorge, zwei Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen für den 
Sozialdienst (Sozialarbeiter), einen Sozialpädagogen 
zur Koordination der Selbsthilfegruppen, telefonischer 
Konsiliardienst, Organisa tion der Nachsorge (Nach-
sorgepaß). 

Vorgesehen ist auch ein Kontakt- und Informations-
center für Tumorpatienten. 

Eine vorliegende detaillierte Statistik über die Inan-
spruchnahme des Sozialdienstes gibt Aufschluß über 
die gute Akzeptanz. 

Die Krebszentrale wird zur Zeit noch mit Bundesmit-
teln gefördert. Der Sozialdienst wird durch Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen aufrechterhalten. Die Krebs-
zentrale erhält auch Spenden von Gesellschaften, Fir-
men und Privatleuten. 
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Das Deutsche Rote Kreuz, Landesverband Saarland, 
befaßt sich ebenfa lls mit der psychosozialen Krebs-
nachsorge und hat diese entsprechend den „DRK

-

Arbeitshilfen in der psychosozialen Krebsnachsorge" 
organisiert. 

Außer den Globalzuweisungen erhält das DRK keine 
Mittel seitens des Landes. 1978 bis 1983 wurde eine 
hauptamtliche Kraft durch die Deutsche Krebshilfe 
gefördert. Seitdem wird die psychosoziale Krebsnach-
sorge ausschließlich auf Grund von Eigenmitteln des 
DRK durchgeführt. 

Die Saarländische Krebsliga e. V. und verschiedene 
Selbsthilfegruppen (Ilco, Kehlkopflose, Elterninitiative 
krebskranker Kinder) bemühen sich um die psycho-
soziale Betreuung Krebskranker. Regelmäßige Veran-
staltungen im Sinne von Gruppenveranstaltungen 
werden angeboten. Auch werden Hausbesuche bei 
Schwerkranken durchgeführt. 

Schleswig-Holstein 

Die psychosoziale Betreuung Krebskranker erfolgt in 
Schleswig-Holstein durch das Tumorzentrum Kiel e. V., 
unterstützt durch Bundesmittel in Verbindung mit der 
Schleswig-Holsteinischen Krebsgesellschaft e. V. in 
Kiel, den Caritasverband — Genesenden-Hilfsdienst in 
Lübeck und das Deutsche Rote Kreuz — Landesverband 
Schleswig-Holstein — in Kiel. 

Die entscheidende Erweiterung ihres Leistungsspek-
trums erfuhren diese Einrichtungen durch die Grün-
dung der ambulanten psychosozialen Nachsorge, die 
bereits seit einigen Jahren in Schleswig-Holstein 
arbeitet. 

Das Land fördert diese Aktivitäten durch Zuschüsse 
aus dem Haushalt des Sozialministeriums an die 
Schleswig-Holsteinische Krebsgesellschaft in Kiel, den 
Caritasverband Lübeck und den Landesverband des 
Deutschen Roten Kreuzes. 

Die Deutsche Krebshilfe hat, wie aus den o. g. An-
gaben ersichtlich, die psychosoziale Nachsorge 
modellhaft an der Universität Heidelberg (mit insge-
samt 3,2 Mio. DM) wie auch durch das Deutsche Rote 
Kreuz (von 1979 bis 1984 mit insgesamt 2,35 Mio. DM) 
gefördert. Dazu wurden und werden Einzelvorhaben, 
wie z. B. psychosoziale Dienste an Tumorzentren, 
finanziert. Die Förderung durch das DRK selbst ist 
ebenfalls aus den Angaben der Länder ersichtlich. 

Die Bundesregierung hat in den Jahren 1979 bis 1982 
drei Modellberatungsstellen der Arbeiterwohlfahrt 
sowie eine bei der Hamburger Gesundheitsbehörde 
modellhaft mit insgesamt 1,3 Mio. DM gefördert. In ein 
seit 1983 laufendes Modellvorhaben zur medizinischen 
Nachsorge soll auch der psychosoziale Bereich 
integriert  werden. Weiterhin wurde im Rahmen des 
Modellprogramms zur besseren Versorgung von 
Krebspatienten im Haushaltsjahr 1984 ein Fort-
bildungsseminar der psychosozialen Nachsorgeein-
richtung an der Chirurgischen Universitätsklinik Hei-
delberg sowie im Rahmen der Förderung des Tumor-
zentrums Kiel das Projekt „Psychosoziale Tumornach-
sorge" mit insgesamt 240 000 DM gefördert (s. auch 

Angaben von Baden-Württemberg und Schleswig-Hol-
stein). 

33. Sind von der Bundesregierung Förderungsmittel 
an unabhängige Selbsthilfegruppen Krebskran-
ker vergeben worden und in  welcher Höhe? 

34. Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem 
Ausmaß von anderen Organisationen Selbsthilfe-
gruppen Mittel zur Verfügung gestellt worden 
sind? 

Zur Förderung von Selbsthilfegruppen durch die Bun

-

desregierung wurde bereits in der Kleinen Anfrage der 
Fraktion DIE GRÜNEN (Drucksache 10/2802) Stellung 
genommen. 

Eine Umfrage bei den Ländern hat folgendes ergeben: 

Baden-Württemberg 

Zur Unterstützung der Selbsthilfegruppen erhält der 
Krebsverband Baden-Württemberg e. V. derzeit einen 
Zuschuß in Höhe von 90 000 DM jährlich aus Landes-
mitteln. Dieser Zuschuß darf nur für Selbsthilfegrup-
pen verwendet werden, in denen sich Krebskranke 
oder Eltern krebskranker Kinder auf örtlicher Ebene 
zusammengeschlossen haben. Eine Förderung von 
Dachorganisationen ist nicht vorgesehen. Bei der Fest

-

Setzung der Höhe des Zuschusses für die einzelnen 
Gruppen muß der Krebsverband unter anderem die 
Zahl der zu betreuenden Personen und die Zahl der 
Mitglieder berücksichtigen. Unter Beachtung dieser 
Auflagen sind derzeit 80 Selbsthilfegruppen in die För-
derung durch den Krebsverband aufgenommen. Vier 
dieser Gruppen sind Förderkreise von Eltern krebs-
kranker Kinder. 

Bayern 

Die Bayerische Krebsgesellschaft e. V. betreibt derzeit 
in 44 bayerischen Orten Selbsthilfegruppen für Krebs-
nachsorge. Von ihrem Standort aus, meistens einer 
Stadt, betreuen sie auf Wunsch auch Krebspatienten 
und deren Angehörige im jewei ligen Landkreis, die 
nicht zu einer Selbsthilfegruppe gehören und aus 
unterschiedlichen Gründen nicht dazu kommen kön-
nen oder wollen. Die flächendeckende Betreuung 
durch diese Gruppen ist nahezu erreicht. Die 
Selbsthilfegruppen für Krebspatienten im Rahmen der 
Bayerischen Krebsgesellschaft e. V. arbeiten ehren-
amtlich, lediglich für die entstehenden Unkosten der 
Gruppenleiterinnen und ihren Helferinnen wird eine 
Vergütung gewährt. 

Berlin 

Im Jahr 1984 wurden vier von derzeit 14 Selbthilfe-
gruppen, deren Arbeit sich auf Krebskranke bezieht, 
mit einem Gesamtbetrag von ca. 56 500 DM finanziell 
gefördert. 
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Bremen 

In den zurückliegenden sieben Jahren sind zwei 
Selbsthilfegruppen insgesamt rd. 75 000 DM für ihre 
Arbeit zur Verfügung gestellt worden. 

Hamburg 

Es haben Bezirksverwaltungen, Gerichte, krankheits-
bezogene Stiftungen sowie die Deutsche Krebshilfe 
Mittel in nicht bekannter Höhe zur Verfügung gestellt. 
Dazu kommen Gelder aus Spenden, „Ein Platz an der 
Sonne" sowie Kollekten aus Gottesdiensten. 

Hessen 

1984 hat das Land Hessen den Landesverband der 
Deutschen ILCO der Frauenselbsthilfe nach Krebs 
sowie den Landesverband der Kehlkopflosen Mittel 
von insgesamt 25 000 DM zur Verfügung gestellt. 

Niedersachsen 

Siehe Antwort zu Frage 32. 

Nordrhein-Westfalen 

Die als besonders wichtig angesehene Arbeit der Lan-
desverbände der Selbsthilfegruppen „Frauenselbst-
hilfe nach Krebs", „Kehlkopflose" und „Deutsche 
ILCO" wird vom Land NRW finanziell unterstützt. 

So hat z. B. die im Jahr 1980 aufgenommene Förderung 
des Landesverbandes „Frauenselbsthilfe nach Krebs" 
(jährlich etwa 20 000 DM) diese Selbsthilfeorganisation 
in die Lage versetzt, die Anzahl der ihr angeschlosse-
nen örtlichen Selbsthilfegruppen von 32 auf nun 
51 Gruppen zu erhöhen. 

Die Arbeit der Selbsthilfegruppen im Bereich der 
Krebskrankheiten wird durch Veranstaltungen der 
Gesellschaft zur Bekämpfung der Krebskrankheiten 
Nordrhein-Westfalen e. V. unterstützt (gemeisame 
Informationsveranstaltungen, Arbeitstreffen). 

Rheinland-Pfalz 

Im Rahmen von institutionellen, aber auch von Projekt-
förderungen wurden durch das Land Rheinland-Pfalz 
im Durchschnitt der letzten Jahre rd. 100 000 DM im 
Bereich der Selbsthilfegruppen auf dem Sektor des 
Gesundheitswesens jährlich verausgabt. 

Aus diesen Fördermitteln werden auch Selbsthilfe-
gruppen im Bereich der Krebsnachsorge gefördert. 

Saarland 

Die Elterninitiative krebskranker Kinder erhält Zuwen-
dungen aus Totomitteln. 

Schleswig-Holstein 

Der Caritasverband in Lübeck fördert die Bildung von 
Selbsthilfegruppen im Rahmen seiner Möglichkeiten 
durch Erhöhung seines Eigenanteils an den entstehen-
den Kosten. 

Die finanzielle Förderung der Selbsthilfegruppen 
durch die Schleswig-Holsteinische Krebsgesellschaft 
ergibt sich aus deren Einnahmen, die sich aus Beiträ-
gen, Spenden und den Zuschüssen des Landes und der 
Landesversicherungsanstalt Schleswig-Holstein zu-
sammensetzt.  

Die. Deutsche Krebshilfe e. V. fördert die Frauenselbst-
hilfe nach Krebs, die Deutsche ILCO (Selbsthilfever-
einigung der Patienten mit künstlichem Blasen- oder 
Darmausgang), den Bundesverband der Kehlkopflosen 
sowie den Arbeitskreis der Pancreatektomierten. 

Seit 1978 wurden ca. 3 Mio. DM zur Unterstützung 
dieser Selbsthilfegruppen bereitgestellt. 

35. Wird von der Bundesregierung bei der Spezifität 
und Kompliziertheit der Problematik der Krebs-
therapie die Schaffung einer Teilgebietsanerken-
nung „Onkologie" als Subdisziplin der Fächer 
„Innere Medizin" oder „Kinderheilkunde" als 
sinnvoll angesehen? 

Für die Regelung der ärztlichen Weiterbildung und die 
Einführung von Gebiets- und Teilgebietsbezeichnun-
gen sind die Landesärztekammern zuständig, die die 
Weiterbildungsordnungen für Ärzte mit Genehmigung 
der zuständigen Landesminister erlassen. Nach Mittei-
lung der Bundesärztekammer (Arbeitsgemeinschaft 
der westdeutschen Ärztekammern) ist die Frage einer 
Zuordnung einer Teilgebietsbezeichnung „Onkolo-
gie" zu einem oder mehreren Gebieten unter Beteili-
gung von Sachverständigen in den zuständigen Gre-
mien geprüft worden. Wegen der Vielfalt onkologi-
scher Erkrankungen und entsprechender Therapiever-
fahren sei eine solche Zuordnung problematisch, so 
daß es bisher zu einem Vorschlag auf Einführung einer 
Teilgebietsbezeichnung „Onkologie" nicht gekommen 
sei. Das gleiche gelte auch für die angeregte Ergän-
zung der Beschreibung des Teilgebiets „Hämatologie" 
in der Inneren Medizin um das Wo rt  „Onkologie". 

Die Bundesregierung, die dieses Thema bereits im 
Rahmen der Arbeitsgruppe „Aus-, Weiter- und Fortbil-
dung" des Gesamtprogramms zur Krebsbekämpfung 
zur Erörterung gestellt hat, schließt sich der Auffas-
sung über die Problematik der Einführung einer sol-
chen Teilgebietsbezeichnung an. 








